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"Für den Staat bedeutet die Fürsorge der in Pflege und

Erziehung vernachlässigten Jugend ein Interesse der

Selbsterhaltung - für das Volk die Sorge um die eigene

Zukunft * ^

I.

Die Bezeichnung "Ziehkind " wurde erst durch

das G-es &z vom 4 . Feber 1919 , St . G-, Bl . ^r . 7ö , über den Schutz

von Zieh - u . unehelichen Rindern , allgemein und eindeutig

verständlich , ^och heute findet man vielfach die Ausdrücke

"Pflege " - "Halte "- u . "AOstkinder ", Bezeichnungen , die

hinsichtlich ihres Umfanges kleine Unterschiede aufweisen .

So verstand man unter "Rostkindern " Kinder , die von den

Gemeinden , unter "Pflegekindern " solche , die von den Ange¬

hörigen in Pflege gegeben wurden . Löning will unter "Halte *-

kindem " sogar nur "kleinere , gegen Entgelt von den Eltern

oder Vormündern in fremde Pflege gegebene Kinder " ver¬

stehen . ^ ^

Genauer Einblick in das Ziehkinderwesen zeigte

aber , dass nicht nur bei Rindern in fremder Pflege , &ai

Pflege gegen Entgelt , oder bei kleineren Rindern eine

Schutzbedürftigkeit besteht , sondern bei jedem Kind , das ,

als eheliches oder uneheliches , gegen oder ohne Entgelt ,

in fremder Familie aufwächst . Auch die eigene , meist un¬

vollständige Familie der unehelichen Rindesmutter , gLes

Kindesvaters , oder selbst der unehelichen Kindeseltern

bieten dem unehelichen Kinde durch die unsicherhett ihres

Bestandes nicht genügend Schutz *

Dieser Einsicht Rechnung tragend , umfasst in
X)

Oesterreich nach der ziehkinderordnung der Begriff

1 ) . ygl , Reicher "Fürsorge für die verwahrloste Jugend " Vorwor
2 ) . Löning , a . a . O. "Haltekinder " .
5) . Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soz , Verwaltung

voml . IV . 1919 , St . G-. Bl *Nr *202 zum Gesetz über den Schutz
der Ziehkinder und unehelichen Kinder .
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"Zdehkind ", alle ehelichen Kinder unter 14 Jahren , die

sich bei anderen Personen als Vater od r̂ Mutter in

Pflege befinden und sämtliche unehelichen Kinder , auch

wenn sie sich bei Vater oder Butter in Pflege befinden *

Ueberall , wo die Pflegekinderhaltung über¬

prüft wurde , trat die hohe Sterblichkeit , das körperliche

und geistige Elend der Ziehkinder zu Tage * Der Grund

diefür darf weniger bei den Fflegefrauen , als bei den

Mütterm dieser Rinder gesucht werden und nicht das

Moment der "fremden Pflege ", sondern das der "Unehelich -
1 )

keit " ist hiebei das Ausschlaggebende *

Der weitaus grösste Anteil der Ziehkinder

fällt auf die unehelichen Kinder ; zwar nicht in allen

Ländern , wie z . B. in Frankreich , wo auch eheliche Kin¬

der in den ersten Lebensjahren häufig in Pflege gegeben
2 )

werden , jedenfalls aber in Oesterreich und Deutsch¬

land * Es haben somit alle Erscheinungen der Unehelich¬

keit an und für sich auf die Ziehkinder Geltung .

Diese Erscheinungen äussem sich als :

erhöhte Kinder - besonders Säuglingssterblichkeit ,

Lebensschwäche , Unterernährung , Kindermorde , Kinder¬

misshandlung , geistige Minderwertigkeit , Hang zum Ver¬
brechertum *'"'

Der Unterschied in der Sterblichkeit der

ehelichen und unehelichen Kinder ^ ist in allen Statisti¬

ken verzeichnet * So stehen in einer Reihe deutscher

Städte , in den 90er Jahren des vorigen Jahrhunderts ,

24 /6 gestorbener ehelicher Kinder , 56 - 50 % gestorbenen
4 )

unehelichen Kindern gegenüber * Zur gleichen Zeit

schreibt Dr . Cheisson , dass in Frankreich gerade
5

doppelt so stiel uneheliche als eheliche Kinder sterben *

Die österreichischen Statistiken bringen ähnliche Daten .

1) . Spann "Lage und Scaicksal der unehelichen Kinder " a *a
Taube "Ziehkinder ", a . a . O.

2 ) *Löning "Raltekinder " â *a . O.
5 ) . Eeumann "Die unehelichen Kinder in BerJiin ", a . a . O.

Spann und Taube wie oben .
4 ) . Taube "Schutz der unehel * Kinder in Leipzig " a . a . O.
b) . Taube , ebendort . pag . 13 .
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In den Jahren 1900 - L911 ist die Summe aller innerhalb

des l . **5 „ Lebensjahres gestorbenen ehelichen Kinder

kleiner , als die zur gleichen Zeit gestorbenen uneheliv

chen Säuglinge allein *^

In den letzten Jahren sind die Unterschiede

nicht mehr so bedeutend , immerhin starben von 100 Lebend -

^e^orenen im 1 * Lebensjahr , u . zw . im Kalenderjahr 1914

und 1915 , ehel . 1745 , unehel . 21*52 . Im letzten Kriegs *-

und ersten Nachkriegsjahr stieg der Perzentsatz der

unehelich Verstorbenen . Von 100 Lebendgeborenen starben

im ersten Lebensjahr

im Kalenderjahr 1917 u . 1918 , 1918 u . 1919 , 1919 u . 1920

ehelich 16 &2 18 '14 15 ' 95

unehelich 2311 27 '29 21 *11 .

Die Sterblichkeit oer unehelichen Säuglinge ist demnach
2 )

noch um er * 6y<? höher als die der ehelichen *

So traurig diese Tatsachen sind , sse dür¬

fen ebensowenig wundern , als die vorhin genannten an¬

deren Erscheinungen der Unehelichkeit . Denn diese Kinder

entstammen zumeist Müttern , die nicht im Stahde sind ,

selbstständig für ihre Kinder zu sorgen * Während der

Schwangerschaft oft schweren physischen A nstrengungen

und psychischen Depressionen ausgesetzt , selbst unter **

ernährt , bringen diese Müt &er häufig frühgeborene und

schwache Kinder zur Welt , die äie durch die Notwendig¬

keit des eigenen Broterwerbes nicht selbst stillen können

oder wollen , und die ihnen nur schwer drückende Last

bedeuten * Kein Wunder dann , wenn die "Engelmacherin "

nicht angezeigt , wenn von der Mutter selbst der Pflege

des Kindes nicht viel Sorgfalt zugewandt wird * Die

meist ungünstige soziale Lage , die Aussichtslosigkeit

und die oft grosse geistige Minderwertigkeit der unehe¬

lichen Mutter führten Spann zu der Behauptung , dass es

1 ) *0esterr * Statist * Handbuch , a . a . O. ( C6, Kindersterb - <
lichkeit b ) *

2) . Statist . Randbuch für die Republik Oesterr * a . a . O.
pag * lo *
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"für das uneheliche Kind besser ist , diem Kindesmutter

stirbt ; als sie bleibt am Leben , ebne sich zu verheiz

raten . wenn diese Meinung auch von vielen Fachmännern
2 )

bekämpft wird ist für das uneheliche Kind doch jeden¬

falls eine besonders gute und strenge Erziehung not¬

wendig , um die in ihm gelegene Minderwertigkeit , ^illensy

schwäche und den Hang zum Verorechertum zu überwinden .

Ueber die Anzahl der in den österrei¬

chischen Ländern vorhandenen Pflegekinder fehlten bis

zum Jahr 1910 genaue Daten . Erst die Volkszählung vom

31 * Dezember 1910 registrierte die Pflegekinder in

eigener Spalte und zählte im aamaligen Oesterreich

127 . 855 Pflegekinder , so dass auf 10 . 000 Personen 45
3 )

Pflegekinder entfielen * Dde Zählung litt allerdings

darunter , dass der Begriff der Pflegekinder kein ein¬

heitlicher war und auch über 14jährige Pflegekinder
4 )

teilweise mitgerechnet wurden . Trotzdem ergibt die

Zählung befriedigende Aufklärung * .

Sie lässt erkennen , dass die Pflegekinder¬

haltung in den Alpenländern am stärksten , in den Süd -

und Ostländern am seltensten und auch in den Sudeten -
5 )ländern noch unter dem Durchschnitt vertreten war .

Dabei wiesen die Alpenländer auch die höchste Zahl der

Anstaltsinsassen auf . Die hohe Pflegekinderzahl darf

d^her nicht mit dem Mangel am .Anstalten erklärt werden .

Aus dem Gesagten resultiert die Tatsache , dass der

Republik Oesterreich aer Pflegekinder reichste Teil der

ehemaligen Monarchie erhalten blieb .

Ihren Hauptsitz hatte die Pflegekinder¬

haltung nach der Zählung vom Jahre 1910 in Steiermark

und Kärnten , von wo die Zahlen nach Norden , Süden und

Westen abnahmen * In Oberösterreich war der Landesdurch -

2 ) . Taube "Ziehkinder ", a . a *0 *
3^. Hecke "Pflegekinderhaltung in Oesterr . " a . a . O. pag . 538ff
4) . Hecke , ebendort pag . 562 . .
5 ) . Recke , ebendort pag . 558ff ,
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schnitt viel geringer als in Nieder . Oesterreich * Die

Verteilung war dortselbst eine ungleiche * Hohe Zahlen

wiesen die Bezirke des Viertels ob dem Manhartsberge

und ob dem ^ienerwald auf . Diese Erscheinung war wesent¬

lich beeinflusst durcn die vom Landes - Zentralkinder -

Reim in Aussenpflege gegebenen Kinder . In Salzburg war

die Pflegekinderzahl wieder höher als in Nieder - Oesteri

Das zusam menhängende Gebiet der hohen Pflegekinderzahlen

von Steiermark , Kärnten und Süd - Salzburg griff auch

n &cn Nord - Tirol über , wo besonders die Bezirke Kitz¬

bühel , Schwaz , Lienz , Innsbruck - Land , Brunneck , Kufstein

und die südlichen deutschen Gebiete Meran und Bozen -

Land an der Pflegekinderhaltung stark beteiligt waren *

Geringe Zahlen zeigten die Bezirke von Ost - Tirol ,

sowie von Innsbruck - Stadt und Bozen - Stadte Noch geringer

waren die Anteile der italienischen Bezirke , die oft

nur 1 - 3 Pflegekinder auf 1000 Einwohner , im Gegensatz

zu 11 - 18 Pflegekindern in den obgenan ^ uen Nord - Tiroler

Bezirken zählten . Auch Vorarlberg beteiligte sich nur

mit 5 *- 7 Pflegekindern auf 1000 Einwohner an der

Pflegekinderhaltung *

In den neuen Statistischen Handbüchern

für die Republik Oesterreich findet die Pflegekinder¬

haltung keine Berücksichtigung * Die Durchführung der

Ziehkinderaufsicht ist auch noch nicht so weit fortge¬

schritten , dass von dort sichere Zahlenangaben kämen ,

so dass eine Uebersicht über den tatsächlichen St ^nd

der Pflegekinderhaltung in der Republik Oesterreich

gegenwärtig fehlt *

Die Erwartung , die schon Lönäng und

Hugelmann mehrfach aussprachen , dass Pflegekinder in

Gegenden zahlreicher unehelicher Geburten häufiger

sind , wird in Oesterreich im allgemeinen bestätigt .

Ausnahmen bildeten n^ch der Zahlung vom Jahre 1910

1) . Hecke "Pflegekinderhaltung in Oesterreich " a . a . O.
pag . 539 , 540 , 547 - 552 .
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Kärnten einerseits , Tirol andererseits . Denn während

Kärn &&n im Jahresdurchschnitt 1901 - L910 mit 12 ' 26

unehelichen Geburten auf 1000 Rinwonher ( oder einen

Landesdurchschnitt von 37 unehelicher auf 100 Geburten

überhaupt ) die höchste Unehelichkeitsziffer aufwies ,

stand es bezüglich der Pflegekinderhaltung hinter

Steiermark zurück . Tirol hingegen , das sich in der

gleichen Zeit durch eine ausserordentlich geringe Zahl

unehelicher Geburten , nämlich nur 2 ' 21 auf 1000 Ein¬

wohner auszeichnete , stand bezüglich der Anzahl der

Pflegekinder neben Kärnten . Doch wiesen auch in Tirol

die nördlichen Bezirke bedeutend höhere Uneheli ^hkeits -

ziffern gegen die , besonders im früheren Welschtirol ,

sehr geringen Zahlen auf ; beispielsweise entfielen

auf 100 Geburten an unehelichen in Kitzbühel 23 , in

Kufstein 15 , gegen Trient 4 und Bozen 3 *

Diese Abweichungen lassen sich teil¬

weise durch Ansammlungen von bezirksfremden , oder

landesfremden . Pflegekindern , besonders aber durch

Abgabe von Kostkindern au^ den Grosstädten nien und Graz

erklären * Das nieder - österr . Landes - Zentralkinderheim

hat ZeB. allein in steiermärkische Bezirke bis zu

500 Kinder abgegeben .

Hinsichtlich des Alters der Pflegekinder

sina zwei Altersstufen zu unterscheiden ; das vorschul¬

pflichtige und das schulpflichtige Alter . In den ehe¬

maligen Sudeten - unu südlichen Ländern Oesterreichs

war mehr das schulpflichtige Alter vertreten , ebenso

in Tirol bis auf die der Gebäranstalt in Innsbruck

nächst gelegenen Bezirke * Steiermark ^ Ober - Oesterreich

und Salzburg wiesen mehr vorschulpflichtige Kinder auß ,

so dass in den Alpenländern die unterste Altersstufe
2 )

überwog * " Diese Tatsache , die heute noch zu Recht

1 ) * Statistik der Bewegung der Bevölkerung 1911 , neue
Folge der ö^terr . Statistik , 8 . 6d . , 1 . Heft , p "g 16 .

2) * Hecke , a . a . O. üebersicht 11 .
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besteht und als Loslösung gerade der kleinen Kinder

vom Elternhause eine bedenkliche Sitte bedeutet , ist der

öffentlichen Aufmerksamkeit würdig und macht die Aus¬

breitung einer tatkräftigen Säuglings - und Kleinkindei¬

fürsorge gerade in diesen Ländern dringend notwendig .

Die beiden Geschlechter sind unter

den Pflegekindern ziemlich gleich vertreten * Im allgemei¬

nen überwiegt das weibliche Geschlecht ; was hinsicht¬

lich des analogen Verhältnisses in der Gesammtbevölkerung
i ) 'nicht erstaunen dürfte . " ' Der Mädchenüberschuss ist

aber in der Mehrzahl dar Länder eine besondere Erschei¬

nung der Pflegekinder , da im allgemeinen die jüngste

Altersklasse bis zu 10 Jahren in Oesterreich einen
2 )

Knabenüberschuss zeigt , der erst nach dem 13 * Lebens¬

jahr dem bestehenden Ueberschuss des weiblichen Ge¬

schlechtes Platz macht . Unter den bei den Jugendämtern

und Säuglingsfürsorgestellen einlaufenoen Anfragen nach

Pflegekindern , sind jene nach Mädchen die Häufigsten .

Die Gründe dürften meistens darin liegen , dass die

Frauen das anschmiegenae Wesen de & Mädchen vorziehen , '

ihrer Freude an Schmuck und Putz ^geben und bei Mädchen

in der Wirtschaft eher Hilfe erreichen können , als
bei Knaben .

Die heutige Ziehkinderaufsicht entwickelte

sich langsam aus dem im A*B*G*B. vorgesehenen Vormund¬

schaftsrecht und Recht des unehelichen Kindes einerseits ,

au ;. der Armen - und Findlingspflege andererseits . Rechts¬

vertreter und. Arzt waren es , denen nach \jahrzehhtelanger

Forschungs - und Aufklärungsarbeit die Besserstellung

der Ziehkinder gelang *

1 ^. Hecke , a . a . O. Uebersicht 11 .
2 ) . Oesterr . Statistik , Neue Folge , l , Bd *3 *Heft , Tabelle 1 .

Recke , a . a . O. Uebersicht 4 *
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Das A. B*G-*B . regelt die Rechtsstellung der

unehelichen Kinaer und gewährt ihnen hauptsächlich

privatrechtiichen Schutz * Die vormundschaftliche Für¬

sorge mit öffentlich - rechtlichem Schutz ist eine

Errungenschaft aer letzten Dezennien . Sie äussert

sich in a .r Einführung der ^ erufsvormundschaft neben

g.en früher nach österreichischem Privatrecht fast

ausschliesslich vorgesehenen Einzelvorm ^ndschaften .

Das verfügt einerseits mit

§161 , dass die uneheliche G-eburt einem Kinde an

seiner bürgerlichen Acatung und seinem Fortkommen

keinen Abbruch tun darf , schmälert aber andererseits

di ^ Rechtsstellung des unehelichen Ainu .es , indem es

im § 155 ausdrücklicn sagt , "die unehelichen Kinder

geniessen nicht die gleichen Rechte mic den ehelichen '

Diese Einschränkung wird in den §§ 165 - 171 näher

ausgeführt Nur gegenüber seiner mütterlichen Familie

ist das uneheliche Kind dem ehelichen rechtlich gleic

gestellt * Dem Vater gegenüber gilt das uneheliche

Kind als nicht verwandt ; deshalb steht jenem nicht

die väterliche Gewalt zu , das Kind erhält einen Vor¬

mund ( $166 ) . Zwischen dem Kind una dem unehelichen

Kindesvater besteht auch kein Erbrecht , wohl aber

zwischen Kind und Kinuesmutter und den Verwandten

der Kindesmutter .

Zur Bestreitung des Unterhaltes , d *i ,

Verpflegung , Erziehung una Versorgung ist vorzüglich

der Vater verpflichtet , in 2 * Linie die Mutter und

nach dieser aie mütterlichen &rosseltern . ( §166 , I *T. N*

Die Alimentationspflicht des Vaters geht gleich einer

anderen Schuld auf die Erben des Vaters über ,. ( §171 , I . T.

Das Recht auf Erziehung des unehe¬

lichen Kinaes steht vor allem der Mutuer zu ; trotz¬

dem muss der Vater die Verpflegskosten bestreiten *

Nur wenn das Wohl des Kindes durch die mütterliche
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Erziehung gefährdet ist , hat der Vater Recht und

Pflicht , das Rind von der Mutter zu trennen , es zu

sich zu nehmen oder [anderswo sicher unn anständig

unterzubringen . (§ 169 , I *T*N. )
Nach österreichischem Privatrecht

wurde bis zur I * Teilnovelle des A. B. G. B. an der

unentgeltlichen , eherenamtlichen Einzelvormundschaft

festgehalten . Daneben bestand als einzige Ausnahme

die Anstaltsvormundachaft . Liese ist mit dem Hofde¬

kret vom 1 ? * August 1822 , Nr . 1888 I . G. 3* und dem

Hofkanzleidekret vom 17 * Juni 1823 , Nr . 1948 i +G. S.

für die in den Findel - und Waisenanstalten befind¬

lichen Ainaer angeordnet . Biese Anstaltsvormundschaft

wurde durch §§ 50 und 53 I . T. N* bestätigt , bezie¬

hungsweise neu geregelt . (Zusatz zu §§ 207 , 208A*B, G. i

Der sachkundigen Durchführung der vormundschaft -

lichen Obliegenheiten bei gesetzlicher Anstalts¬

vormundschaft dienen die noch später zu erwähnenden

Rechtsschutzämter an den Findelanstalten in sRien
und Graz *

Beim unehelichen Kind ist die Tat¬

sache der u-eburt der Rechtsgrund für die Bestellung

eines Vormundes * Die Vermittlung an das Gericht

erfolgt durch die periodischen Geburtsanzeigen der

Seelsorger , nie die G-eburtsmatriken führen , oder

durch die politischen Behörden . Ausserdem sind Ver¬

wandte und nahe Bekannte des unehelichen Einues

sogar unter Strafandrohung zur Anzeige an das Gerichi

verpflichtet189 ) . Das Gericht hat die Pflicht

sobald es von einer Geburt Kenntnis erhält , von

Amts wegen einen Vormund zu ernennen (§ 130 ) *

Der Ernennung , beziehungsweise

Auffindung geeigneter Vormünder begegneten in Oester *

reich schon in den letzten Jahrzehnten des 19 . Jahr¬

hunderts Schwierigkeiten , die mit den Jahren und

in o.en gros ^en Städten sich noch bedeutend stei -
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hierüber einige zeitgenössische Urteile :

Eine Flugschrift aus den 90er Jahren des vorigen

Jahrhunderts brachte folgende niotiz * "Was die gericht -

licheVormundschaftspflege anlangt , so bestehen

wohl darüber Gesetze , sie ist auch in den Akten ^u

finden , tatsächlich aber besteht sie nur der Form ,
nur dem Namen nach .

In Nieder - Oesterreich sind z . B. in vielen

Gerichtssprengeln die jeweiligen Gerichtsdiener als

Titular - Generalvörmunde für alle aripen Waisen des

Sprengels bestellt , die sich natürlich um das Schick¬

sal ihrer Mündel ebensowenig kümmern , wie um das

Schicksal der etwaigen Bewohner des Mondes . "
Aehnliches entnehmen wir aus den Mit¬

teilungen von k . k . Bezirksgerichten über die Zustände

auf dem Gebiet der Vormundschaftsverwaltung *(Erhe¬

bungen lb90 ) .

So schreibt das Bezirksgericht Hietzing :

" . . . . . Bei unehelichen Kindern , welche sich hier in

Frivatpflege befinden , mangelt eine Anzeigepflicht

und können derartige Kinaer oft Jahre ohne Vormund
bleiben . . . . . *!.

Mitteilung des BezirksgerichlisHeim ^urg :

Die Vormundschaftsbestellung unterbleibt . bei

unehelichen Kindern nur in jenen Fällen , wo das Ge¬

richt nicht zur Kenntnis gelangt , was sehr häufig
der Fall ist " .

Mitteilung des Bezirksgericht ?*Feldkirchen :

" . . . . Es erfolgt die Vormundschaftsbestellun ^ oft

erst bei Eintritt der Schulpflicht *. *. , "

Mitteilung des Bezirksgerich ^ Vi^chau ;Mähr *-

Neustadt : " . . . . Die Gerichte kommen sehr selten in

1) . Keller - Klumker , a . a . O. pag . 1114 *
Reicher , "Fürsorge für die verwahrloste Jugend ,pag . 3

2) . Reicher , ebendort , pag . 311 , Nr . 5 .
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die Lage , über die Pflege und Erziehung armer Mündel

etwas zu erfahren . Die Gerichte sind infolge i ^rer

bureaukratischen Einrichtung una anderweitigen Ge¬

schäfte einerseits , der Grösse der Bezirke und Ent¬

fernung der Gemeinden andererseits nicht geeignet ,

die erforderliche Tätigkeit in dieser Angelegenheit

zu entwickeln , welche überhaupt gar nich ^ in das

Gebiet des Gerichts , sondern in das der Verwaltung

gehört . "

Diese Tatsachen , die auch von der

Justizverwaltung mit grösser Offenheit zugegeben

wurden , ^ haben einerseits zu mehrfachen admini¬

strativen Anregungen una Einrichtungen geführt ,

andererseits die Erkenntnis von der grossen Notwen¬

digkeit der Berufsvormundschaft allgemein verbreitet

und gefestigt .

In Nachahmung des im B*G. -R. für das

deutsche Reich vorgesehenen Gemeindewaisenrat ^ wur¬

den i & Oesterreich zur Unterstützung der Gerichte

in Vcrmundschafts - una Fflegschaftssachen ähnliche

Institutionen geschaffen *^ Bezirksrichter Janisch

machte sich um diese Einrichtung besonders verdient . *
Er baute den Gemeindewaisenrat auf der rechtlichen

Grundlage des §§ 189 , 178 und 217 A+B. G. B. , als eine

vom Vormundschaftsgericht erwählte und diesem halb¬

amtlich zugehörige Kommission , zur gründlicnen

gemeinaeweisen Ueberwachung der Pflegebefohlenen auf

Die im Jahre 1900 in Böhmen zuerst ins

Leben getretenen Gemeinae - Waisenräte fanden , wie aus

den Mitteilungen des Verordnungsblattes des Justiz¬

ministeriums hervorgeht , in vielen anderen Gerichts '

bezirkgn rasche Verbreitung * Aucü die "wiener Waisen

rate " , die bereits im wiener Gemeinderatsstatut vom

30sXI *1854 beschlossen und bestellt , aber später i n

1 ) *Reicher , "Fürsorge für die verwahrloste oUgend "pag ,
312 ff

2) . Reicher , ebendort ,pag . 41
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Verfall geraten waren , wurden neuerlich ins Leben

gerufen * Sie galten ebenfalls als halbamtliche , an

die einzelnen Bezirksgerichte in Kien angeschlossene

Organe , beruhten aber auf der rechtlichen Grundlage

des Vereinsgesetzes *

Beide Formen der Waisenräte hatten als

Hauptaufgabe die persönlichen Verhältnisse der Pfle¬

gebefohlenen fortwährend und auf das Genaueste zu

überwachen und wenn nötig , helfend einzugreifen . Sie

teilten sich in ihren Tätigkeiten derart , dass nur

wenige Schützlinge auf den einzelnen Pfleger entfielei

Sie galten als beratende Organe der Gerichte , hatten

Vormünder , Mitvormünder und Kuratoren den Gerichten

vorzuschlagen una die Tätigkeit dieser Vormünder zu

überprüfen . Dem Waisenrat hatten statutengemäss nicht

nur Waisenpfleger , sondern aucn waisenpflegerinnen

antugehören . Diese Bestimmung war besonders zweck¬

fördernd , weil den Bedürfnissen des Kindesalters

von Frauen ein viel grösseres Verständnis entgegen¬

gebracht wira , als von vwaisenpflegern und Richtern .

Die von der Regierung eingebrachte

I . Teil - Novelle zum A. B . G. B . wandelt die wvaisenräte

in Vormundschaftsräte um , und geht in dem Ausmass

der eingerauKRten Rechte noch weiter . So ist beispiels¬

weise die Beaufsichtigung von Kindern unter 7 Jahren

uno die Ueberwachung von weiblichen Mündeln regel¬

mässig uaisenpflegern zu übertragen *

Der § 2Ö4 A. B . G. B . spricht nach der

I . Teil ^Novelle folgeno .es aus : "Zur Unterstützung der

Gerichte bei Ausübung der Vormundschafts - und Kuratels *

gerichtsbarkeit sind "die Vormundschaftsräte berufen .

Deren Zusammensetzung und Aufgabe wird durch besondere

Gesetz bestimmt . "

Diese geplante Veränderung ist niemals

zustande gekommen * Deshalb sind die Waisenräte dort
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wo sie noch bestehen und ihre Tätigkeit ausüben , als

halbamtliche ^ aus Privatintiative geschaffene Organe
anzusehenp

Haben die Waisenräte schon vor dem Ziehkin *-

dergesetz vom 4 . Feber 1919 viel zum Wohl und Schutz

aer Pflege - , unehelichen - unu Waisenkinder geleistet ;

so blieb ihre Tätigkeit auch nach Inkrafttreten

diese Gesetzes , ebe î in dessen Dienst jeine sehr wert¬

volle ; denn in verschiedenen Gemeinden konnten sie

sofort die Geschäfte einer Ziehkinderaufsichtsstelle

übernehmen und führen sie teilweise noch heute *

Neben den Bestrebungen , auf diesem

weg eine Besserung der Pflegeaufsicht herbeizuführen ,

drängten andere Kräfte zur Verwirklichung der Berufs *

Vormundschaft * Dies führte zuerst zu den Versuchen

der Sammelvormundschaft bei den Kinderschutzämtern

in Mährisch - Ostrau , Brünn , Graz ? Mödling u . a . , zu¬

letzt zur Errichtung einer Berufsvormundschaft beim

Stadtmagistrat wien *"̂

Die gesetzliche Grundlage erfuhr die General

Vormundschaft erst durch den § 54 , I . T*N„ (§208A . B. &. I

unu nie darauf beruhende Ministerialverordnung vom

24 * Juni 1916 , R. G. Bl . Nr . 195 . Nach dieser besteht die

Generalvormundschaft darin , dass durch allgemeine

Anordnung des Präsidenten des Landes ^ oder Kreis¬

gerichtes dem Generalvormund die Vormundschaft über

alle , oder über bestimmte Gruppen unehelicher Kinder

in seinem Sprengel ein für alle Mal ( automatisch

eintreten ^e Generalvormundschaft ) , oder in jedem

Falle einzeln (Sammelvormundschaft ) übertragen wird .

Die Bestellung des Gemeralvormundes erfolgt durch
2 )

Gemeinden oder andere Körperschaften .

Der ^ ert der Generalvormundschaft in Ver -

1 ) . Keller - Klumker , a . a . O. pag 1116
2 ) . Suchanek , a . a . O. pag . 23 . "
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bindung mit der Ziehkinderaufsicht soll noch später

besprochen werden . ^

Die Ziehkinder als solche sind , wenn

sie auf Grund des gewöhnlichen Kostkindervertrags

in Pflege gegeben werden , durcü diesen nicht recht¬

lich geschützt *^ Dieser Vertrag ; der nicht als

familierechtlicher , sondern als obligatorischer

Dienstvertrag anzusehen ist , - geschlossen zwischen
una Erziehung

den zur VerpflegungVd .es Kindes verpflichteten Per¬

sonen mit der Person , welche das Kind erziehen und

verpflegen soll , - geniesst keine gesetzliche Rege¬

lung . Er kann daher schriftlich oder mündlich abge¬

schlossen und nach allgemeinem Vertragsrecht wieder

gelöst werden , eventuell auch durch einen am Vertrag

unbeteiligten Teil , z *B. durch ein Familienoberhaupt ,

durch den Vormund , durch das Vormundschaftsgericht .

Eine Ausnahme bilden nach § 186 A.B. &. B. nur jene

Ziehkinder , deren Kostkinderverhältnis sich auf einen

der Annahme an Kindesstatt ähnlichen Vertrag , den

Pflegevertrag , stützt * Nach diesem werden Kinder eon

fremdem . Personen nur Pflege und Erziehung auf eigene

Kosten , ohne Ersatzanspruch an ihre leiblichen Eltern

aufgenommen . Dieser Vertrag stellt dauernde familien¬

rechtliche Beziehungen zwischen Kostkind und Pflege¬

eltern her und bedarf der Zustimmung des Vormundes

und der Genehmigung des Pflegschaftsgerichts . Biese

Bestätigung ist um so mehr notwendig , wenn däe Rechte
der Eltern oder des Kindes beschränkt und diesem

besondere Verpflichtungen , - z . B. die Pflegekosten

aus einem künftig zu erwerbenden Vermögen oder durch

die während einer bestimmten Zei & zu leistenuen

Dienste zu ersetzen , - auferlegt werden *

Ausser dieeer kleinen Gruppe genies -

sen die Ziehkinder als solche , nach dem A. B. G. B. ,
keinen besonderen Schutz *

1 ; . Vgl . h . o * pag . ff .
2) . Suchanek , a . a . O. pag 23 .

Rügelmann , a . a . O.
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Die öffentliche Fürsorge und Aufsicht

für die Ziehkinder in Oesterreich war im vorigen

Jahrhundert mit Ausnahme von Steiermark nur hin¬

sichtlich der Findlinge und Armenkinder geregelt *

Die österreicaischen Findelanstalten sind eine

Schöpfung Kaiser Josef Ile . aus dem Jahre 1784 , zu

einer Zeit ^als die Sterblichkeit der unehelichen

Kinder 90 ^ betrug . " ^ Die erste Anstalt wurde in '̂ ien

errichtet , der sehr bald 15 andere staatliche Findel -

anstalten in Graz , Laibach , Prag , Linz , Triest , Brünn ,

Olmütz , Krakau , Lemberg , Innsbruck und 5 kleinen

Städten Dalmatiens nachfolgten *

Die Organisation entstand in Anlehnung an

das romanische System der in den romanischen Ländern

bestehenden Findelanstalten , stellte sich aber von

Anfang an als ein eigenes , das ,, Josefinische System *' ,

dar . In er &&eren fanden unbekannte Kinder , ohne Nach¬

forschung nach Herkunft und Name ? unbeschränkte

Aufnahme . Die Findlinge wurden Eigentum der Anstalten ,

die keinerlei Auskünfte über aie Binder gaben . Die

geschlossenen Anstalten blieben ständiger Aufenthalts¬

ort der Kinder *

Das im josefinischen System Neue war die

Verbindung mit der Gebäranstalt , sowie die Verpflich¬

tung der Aufgenommenen , im Gebärhaus zu Unterrichts¬

zwecken una in der Findelanstalt zu ^monatlichem

Ammendienst verwendet werden zu können * Ausserdem

galt dae Findelhaus nur als Durchgangsstation und

Säuglimgsspital , solange , bis die Abgabe an geeignete

fflegeparteien gegen Kostgeld möglich war * Die Rinder

blieben aber bis zum Normalalter ( anfänglich bis zu

lö Jahren , später in wsiien bis 10 , in Graz bis zu

2 Jahren ) im Verband der Findelanstalt , die für die

1 ) . Keller - Klumker , a . a . O. pag * 588 ff .
2 ) . Keller - Klumker , ebendort ,

Mischler , nFindelanstalten " , a . a *0 *
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Beaufsichtigung der Rinder und . Pflegefamil &tn Sorge

zu tragen hatte .

Mit Erlass des Staatsministeriums vom 9 *IX .

1863 , Z * 5633 und dem besetz vom 29 . 11 . 1868 , §8 , R. G. Bl .

Nr . 15 ; gingen die Finäelanstalten aus der Staats¬

in die Landesverwaltung mit staatlicher Oberaufsicht

über . Daraufhin wurden wegen der hohen Erhaltungs¬

kosten die meisten Anstalten aufgelöst *

Im heutigen Oesterreich bestehn noch zwei der

ehemaligen Findelanstalten , in nien und Graz *

Anfänglich war aie Aufnahme in die Findel¬

anstalten nicht an Herkunft und Bedürftigkeit ge¬

knüpft * Das Heimatgesetz vom 3 . XII . 1665 , R. G. Bl .

Nr . 105 , regelte die Zuständigkeit heimatloser Find¬

linge ? In der Folgezeit wurde als erste Forderung

der Nachweis der Mutter über ihre Zuständigkeit

verlangt . 1904 beschloss der n . ö . Landtag auch den

Nachweis der Bedürftigkeit von den Müttern zu for¬

dern * 3 Jahre später fiel aus uem Anstaltsstatut

mit allerhöchster Genehmigung auch die Bestimmung ^

dass keine Verpflegte nach dem Namen des Kindes -

Maters gefragt werden dürfe * Damit war der ^eg zur

späteren Errichtung einer Rechtsschutzstelle nach

Grazer Vorbild geebnet .

Die steiermärkische Lanaesfindelgnstalt

wurde 1872 mit Beschluss des steiermärkischen

Landtages aufgehoben , jedoch 1898 , auf grund des
1 )

Gesetzes vom 26 . Juni 1898 , neu errichtet * Danach

war die Anstalt als Einrichtung der öffentlichen

Armenpflege gedacht * Die Findelpflege umfasste

Innen ^nnd Aussenpflege , äoch sollte letztere die

Regel bilden ^ erstere auf lebensschw ^che und

kranke Kinder beschränkt bleiben .

Heute nehmen beiae Anstalten auf ; gegen

l ) . Reicher , "Fürsorge für die verwahrloste Jugenu ",
a , a *0 * pag . 520 ff .
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Nachweis des Namens und der Zuständigkeit ; arme , un¬

eheliche Kinaer , die in der Gebäranstalt zur Welt

kommen* Ferner in Unterstützung der öffentlichen

Armenpflege , auf Ansuchen dieser , eheliche und un *-

ehelicae R-inner bis zu einer gewissen Altersgrenze .

Scaliesslich auf aie Zahlabteilung eheliche und

unehelicne Kinaer gegen Entgelt *

Es verschmelzen also die Einrichtungen

für Findlinge immer mehr mit denen für überhaupt

bedürftige Rinder ana nur für die erste Gruppe der

obgenannten Ainder kommt die Vormundschaftsführung

und Ueberwachung der Aassenpflege noch in Betracht .
Die Direktionen der Findelanstalten

führen über alle im Eerbande der Anstalt befindlichen

Findlinge die Vormundschaft , nach den ober -p
wahnten Hof - una Hofkanzleidekreten *

Zur Paarung der Rechte der Findelkinder

wurde auf Grund des § 19 des Statutes der öffent¬

lichen Findelanstalten des Landes Steiermark , in

Würdigung der neu errichteten Leipziger Ziehkinder -

Anstalt , ein Rechtsschutzorgan als Findelanwalt

bestellt . *̂ Zur Führung der Vormundschaft gesellte

sich als Aufgabe der Rechtsschutzstelie die Erhebung

des ^ inaesvaters una die Heranziehung dieses , sowie

sonstiger alimentationspflichtiger Angehöriger , zur

Leistung der Dhteraaltsbeiträge *

Durch die Errichtung dieser Rechtsschutz¬

stelle wurde die Frage der für den Schutz der Zieh -

und unehelichen Kinder so bedeutungsvollen Berufs¬

and Generalvormundschaft aufgerollt *

Eine Haaptsorge der Findelanstalten umfasste

seit jeher die in Aussenpflege untergebrachten Schütz¬

linge . Die Bedingungen , unter welchen die Abgabe an

1) * Hueber , "Ainaerschutz und Jugendfürsorge in
Oestrreich " , a . a *0+ pag . 224 ff .
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die Pflegemütter erfolgen darf , sina in den Statuten

genau vorgesehen , deder Abgabe geht eine genaue ärzt¬

liche Untersuchung des Kindes voran . Die Sicherung

guter pflege sollen genaue Bestimmungen über die

Pflegeparteien , deren Beruf , Vermögensverhältnisse ,

Unbescholtenheit , Zahl und Alter der eigenen Rinder ,

gewährleisten * Diesbezügliche Zeugniäse von Gemeinde ,
Pfarramt und Arzt müssen vor Uebernahme des Kindes

beigebracht weraen . Den Pflegefrauen wira eine Pflege -

crdnu ^g , enthaltend ihre Pflichten und Rechte , über¬

geben . Danach ist die Ankunft in der V.-ohngemeinde ,

sowie jede üohnungsanderung , sofort der Ortsbehörde

anzuzeigen , bei Aufforderung der Direktion das Rind

zurückzustellen und darf ohne Bewilligung der Direk¬

tion das Rina niemandem ausgefolgt / ^%̂ %̂ % und die

Pflegestelle nicht gewechselt werden * Ferner enthält

die Pflegeordnung die Normen über die Pflege des

Kindes , über die Folgen der Vernachlässigung oder

Misshandlung nach §114 und §130 St . G. 11 . , über die

Rückstellung des Kindes in aie Anstalt im Falle der

Erkrankung , über die Inanspruchnahme unentgeltlicher

ärztlicher Behandlung , über das Ableben des Kindes ,

endlich über aie höhe und Auszahlung der Kostgelder *

Die Ueberwachung der Kinder und Pdülegeparteien ist

verschieden organisiert . Die von der wiener Findel -*

anstalt untergebracnten Kinder wurden nach Ff ^rrspren -

geln in Kolonien zusammengefasst , für jede Kolonie
ein besoldeter Roloniesekretär und Koloniearzt be¬

stellt . Für die in steiermärkischer Landesversorgung

stehenden Findelkinder wurde ein eigenes amtliches
1 )

Organ , der Landesfinael - mspektor , bestellt ? dessen

Aufgaben in den persönlichen Besuchen der Findelkinder

in jden Pflegefamilien , in der Belehrung der Pfleo -<=K*

Parteien un ^d^n der eventuellen Anzeige an den Landes¬
ausschuss , im Falle unzulänglicher Pflege , bestand *

IJ * Reicher , "Fürsorge " für die verwahrloste Jugend "! . '
a **3. C* pag *322 ff *
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Damit wurde aer Findelinspektor zu. einem wichtigen ^/

des Kinderschutzes . ^ ie von ihm gemachten Erhebungen

boten wertvolle Einblicke in däa so lange unbeach¬

tete Gebiet des Pflegekinderwesens .
Für die nicht in öffentlichen Anstal¬

ten untergebrachten Findlinge sorgte das Reichssani¬

tätsgesetz vom 30 . IV . lo70 , §3 , lit *c , R*G. Bl . Nr *68 ,

insoweit , als es den Gemeinden aie Evidenthaltung

und Ueberwachung dieser Findlinge übertrug *^ ' In

einer Reihe von Vorschriften wurde in der Folgezeit

uen politischen Behörden , Pfarrämtern und Bezirks¬

ärzten aufgetragen , für gute Pflege und Erziehung

der in Familien untergebrachten Findlinge zu sorgen *

Auc & die ärztliche Behandlung der auf dem Lande

befindlichen , erkrankten Findlinge war durch zahl¬

reiche Vorschriften geregelt .

Soweit erstreckte sich die Fürsorge für die

als Findlinge i ^ fremden Familien un^ ergebrachten
Rinder *

"K'ür die übrigen unehelichen und

Ziehkindertsina in uen Reichs - und Landesarmenge¬

setzen besondere Bestimmungen enthalten .

Grundlegund dafür sind die §§22 - 51 des

Reichsheimatgesetzes vom Q+XIl * 1863 , welche die

Pflicht der Gemeinden , die Armenkinderversorgung zu

übernehmen , sowie dem Umfang dieser Verpflichtung ,

regeln *
Danach haben aie Gemeinden nicht nur den

notwendigen Unterhalt zu gewähren , sondern auch für

die Erza %hung der in ihrer Pflege stehenden Kinder

zu sorgen , falls nicht dritte Personen zur Leistung

der Versorgung gesetzlich verpflichtet und dazu

fähig sind .

Die meisten der Landesaripengesetze führen

die Bestimmungen des Reichsheimatgesetzes weiter aus

l ) *Hueber , a , a *0 * pag . 227 *
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und bringen mehr oder weniger ausführliche Vorschrif¬

ten über die Gemeindekostkinder . Nur in Tirol , das

kein eigenes Landesarmengesetz besitzt , fehlen der¬

artige Vorschriften gänzlich .

Unter allen damaligen österreichischem

Kronländern ^urde Steiermark am ersten und ehesten

den Forderungen eines wirksamen Kinderschutzes gerech

Die ersten Massnahmen bildeten zwei Erlässe vom 12 *

IV . 1875 , Z . 4758 und vom 10 . VIII . 1881 , Z . 12390 , worin

die stedermärkische Statthalterei die Gemeinden zu

einer strengen üeberwachung der PtElegeparteien ver¬

pflichtete ; Evidenzhaltung , Aufsicht , Anzeigepflicht

von Misshandlungen , wurde ausdrücklich angeordnet .

Die 50jährige Jubelfeier des Regierungsantrittes

Sr . Majestät , des KaisersFranz Josef I . wurde , ausser

Erkenntnis , "dass die Vernachlässigung der Armen -

kinderpflege eine Schädigung von Staat und Gesell -

schaft , Land und Gemeinden bedeutet " , ' zum Anlass

weiteren Fortschrittes . Aus dieser Intention heraus

brachte zuerst das Armengesetz vom 27 . VIII . 1896

nebein allgemeinen Bestimmungen für die öffentliche

Armenpflege , eine Reihe besonderer Anordnungen für
3 )

die Ärmenkinderpflege .

Der §5 dieses Gesetzes erklärt den Umfang

der Unterstützungspflicht hinsichtlich der Sorge

für die Pflege und Erziehung armer Kinder * Ueber die

Art und Weise der Armenkinderpflege spricht sich

der §4u dahin aus , dass die Unterbringung armer

Kinder bei Pflegeparteien ^ls Regel Platz zu greifen

habe , unbeschadet der Inanspruchnahme der bestehen¬

den Waisenhäuser , Asyle etz . Das hohe Verständnis

des Gesetzgebers für den Wert der Familien - vor der

Anstaltserziehung muss hier , im Gegensatz zur Be¬

stimmung des n . ö . Landesarmengesetzes vom 13 . X. 1893 ,

1 ) *0esterr . Sanitätswesen , 1897 , Nr . 10 .
2 ) . Reicher , "Kinderschutz u . Armenkinderpflege in St . "

a . a . O* ( Vorwort ) .
3 ) . " ebendort , Keller - Klumker , a . a . 0 *pag . 596ff .
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L . G. Bl . Nr . 53 , "d^s Kinder womöglich in Waisenhäuser

und wenn dies nicht tunlich ist ,^ unterzubringen sind "

besonders gewürdigt werden . Zur Ueberwachung der Pfle *

ge und Erziehung der Kinder w^y nach dem steiermär¬

kischen Gesetz die Armenbehörde verpflichtet , die

auch bei Vernachlässigung ^er Pflege eine anderweit

tige Unterbringung veranlassen sollte . Die Armenversc

gung von Kindern im Wege der Einlage wurde verboten

( §24 ) , und die Armenkinderpflege als Armenhausver -

Bergung nur dann zulässig erklärt , wenn sich das

Kind in Begleitung seiner Eltern , oder erwachsener

Verwandter befindet , oder eine besondere Kinderab¬

teilung dort vorhanden ist .

Die zum Armengesetz erlassene Kundma¬

chung des steiermärkischen Landesausschusses vom

25 *X *lS96 , L . G. - u . V*Bl <,Nr *65 , führte die Durchfüh¬

rung des Armengesetzes bezüglich der Armenkinder¬

pflege näher aus und gab besondere Weisungen für

den Ortsarmenrat .

Nach dem §68 des Armengesetzes über die

Zusammensetzung des Ortsarmenrates galt der Grund¬

satz , dass ausser den Vertretern des Lehrerstandes

noch mindestens ein zur Ueberwachung der Pflegekin¬

der berufenes Mitglies weiblichen Geschlechtes bei¬

zuziehen ist * Den weiblichen Mitgliedern ist der

Wirkungskreis als Ortsarmenaufseherin nicht räumlich ^

sondern nach bestimmten Kategorien von Armen ( arme

Kinder , Frauen , Kranke ) zuzuweisen . Den weiblichen

Mitgliedern ist der Handschlag abzunehmen , wodurch

sie "ls ehrenamtliche Organe der öffentlichen Armen¬

pflege gelten .

Deutsche Einrichtungen , vor allem die

in ^eipzig von Dr . Taube eingeführte Ziehkinder - Anstal

dienten als Vorbild bei der Einbeziehung von Frauen

Rn die Armenkinderpflege , wie auch für das Gesetz

vom 4 . XII *lb96 , L*G. Bl <.Nr *66 , - wirksam für das Herzog -
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iicher Pflege untergebrachten Kinder unter 2 Jahren *

Dieses Gesetz stellte den ersten Schutz

der Ziehkinder dar , da es sich auf alle Kinder unter

zwei Hahren erstreckte , gleichviel , ob sie s &ch in

Armenveraorgung befanden , oder nicht . ^ In unent¬

geltlicher Pflege stehende Kinder woren zw ^r der

Wirksamkeit des Gesetzes entzogen , doch sind dort

die Bestimmungen getroffen , '"eiche Personen Kinder

ohne Entgelt übernehmen dürften * Auffallend ist die

Festsetzung der Altersgrenze von 2 Jahren , In der

Leipziger Bekanntmachung vom S0 *IX *1884 , die Vor¬

schriften des Ziehkinderwesens betreffend , sind die

Ziehkinder bis zum Rintritt Tn eine Schule der Auf¬

sicht des Armendirektoriums unterstellt * Nach dem
2)

Motivenberich6 zum Kinderschutagesetz war auch

den steiermärkischen Gesetzgebern die länger dauernde

Fürsorge - und *ufsichtsbedürftigkeit der Pflege¬

kinder kl ^r ; denn im Abs *8 dieses Berichtes steht

ausdrücklich ; "Die Schutzbedürftigkeit der in ent¬

geltlicher Pflege untergebrachten Kinder erstreckt

sich wohl über das 2 . Jahr und wird auch für die in

Armenversorgung stehenden Kinder bis zum 14 +Jahre

verwirklicht ", ferner , "sollte sich die in diesem

Gesetz gezogene Altersgrenze als zu niedrig erwei¬

sen , so müsste dies in der Folge erhöht werden -?"

Das Kinderschutzgesetz machte die Uebernahme von

Kindern in entgeltliche Pflege von einer Befugnis

abhängig . Diese erteilte bei Vorhandensein der ge¬

setzlichen Voraussetzungen der ^rtarmenrat , dem

auch die Ueberwachung und Evidenthaltung der Pflege¬

parteien und der in Pflege stehenden Kinder oblag .

Besonderes Augenmerk wurde dem Ueber -

wachungsdienst zugewandt , der einerseits durch den

1 ) . Reicher , "Kinderschutz UaArmenK . Pfl . in St . "a *aO .
2 ) . Siehe betreff . Landt ^gs - BeilageNr . 51 exl895 / 1896 .
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Arzt ; andererseits durch die dem Ortsarmenrat ange -

hörigen weiblichen Mitglieder durchgeführt .wurde *

Ueber die Heranziehung des Arztes sagt Punkt6 ) des

Motivenberichtes : "In Stadt und Land des uslandes

hat sich der gesetzliche Kinderschutz als wohltätige

Einrichtung erwiesen , besonders dort , wo die ärzt¬

liche Mitwirkung sichergestellt war . " Die Beteili¬

gung des Arztes ^n der Pflegekinderüberw ^chung stützt

sich auf den § 6 der als Anhang zum Gesetz vom 23 *

VI . 16929 L. GoBl . Nr . 35 für das Herzogtum Steiermark

erlassenen Dienstesinstruktion für die Gemeinde -*

und DistriMsärzte , wonach <iie ärztliche Ueberwachung

der Pflegekinder zu den Dienstesobliegenheiten îieser

Organe " gehörte . " ^ Die Besuche hotten jährlich

mindestens zweimal und längstens vier Wochen nach der

Uebergabe in Pflege zu erfolgen . Rin besonderer Leit¬

faden regelte <ias Verhalten der mit der Aufsicht

betrauten Frauen * Per Landesausschuss wurde im be¬

sonderen verpflichtet , 'nach Massgabe der bestehenden

Gesetze auf Bestellung einer wirksamen Vormundschaft ,

sowie ^uf Wahrung der Rechte der Pflegekinder hin -
zuwirkan . 't^

Mit diesem Gesetz zum Rchutz der in entgelt¬

licher Pflege nntergebrachten Kinder blieb Steier¬

mark vereinzelt unter den übrigen Ländern der ehe¬

maligen Monarchie bestehen * Wie angelegen sich das

Land die baldige Verwirklichung des Gesetzes sein

liess , zeigt der Auftrag Res steiermärkischen Land -
3 )

tages an den Landes ^usschuss , ^ dafür zu sorgen , dass

das Gesetz nicht nur auf ^ie gesetzlich vorgeschrie¬

bene Art kundgemacht , sondern auch in jeder Gemeinde

des Landes durch Anehlag , oder auf die sonst orts¬

übliche r̂t verlautb ^rt we^de . ln dem Armenbericht

1 ) . Reicher , "Kinderschutz ", o . a . O. Motiverb ^richt , pag . 1
2) . §10 des Ges . vom 4 . IX . 1896 , L. G. Bl *Nrp66 .
3) . Beschluss vom 10 . 11 . 1896 , vgl . Reicher wie oben ,

pag . l3 , ff *
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für das Jahr 1898 kennte der Landesausschuss bereits

berichten , "dass sich im allgemeinen und grossen

und ganzen aie Durchführung des Gesetzes ohne Schwie *

rig ^ eiten vollzieht *

Die Stadt Graz organisierte im Sinn des

§81 des Armengesetzes ihre öffentliche Armenpflege
ebenfalls mit besonderer Rücksicht auf die Armen-

kinderpf &ege * Dort finden wir die erste städtische

Ober - ^ inderpflegerin inOesterreich *

Die übrigen Lander treffen in ihrer b-eetz -

gebung nur ganz allgemeine Bestimmungen zum Schutz

und zur Ueberwacaung der Gemeinue - Kostkinder , u *z *

sämtliche ohne Einführung des ärztlichen Lieber -

wachungsdienstesd

Das nieder - Österr * Landesarmengesetz vom

13 .X*lö95 , L*G-. Bl *Nr *ö3 , (abgeändert durch das Gesetz

vom 19 *V* 190b , L. G. Bl . Nr . 9C) bestimmt im §22 nin -

sicntlic ^ der Gemeinaekostkinder folgendes ;

"Armen ^ verwaiste oder verlassene Kinder sind

in Privatpflege zu verlässlichen , moralisehen , un*-

bescholtenen , womöglich derselben Konfession ange -

hörigen Familien zu geben , und die Pflegeverträge

derart abzpschliessen , aass der Armenbehörde die

Möglichkeit gewahrt ist , wenn die Pflege billigga
Anforderungen nicht entspricht , die Kinder der Pflege -

partei abzunehsRn * Soweit die Abgabe in Privatpflege

aus gesundheitlichen oder erzieherischen Rücksichten ,

oder aus einem anderen wichtigen Grunde , nicht tun¬

lich ist , sine die Kinder in Waisenhäuser un &erzu -

b%rngen ****. In allen Fallen haben die Armenbehörden

darüber zu Rachen , dass die Kinder sittlich religiös

erzogen und ihren Fähigkeiten entsprechend , körper¬

lich und geistig zu nützlichen Gliedern der mensch¬

lichen Gesellschaft herangebildet werden . " Zu er¬

wähnen ist hier noch eine diesem Gesetz vorangagangen <

1) . Reicher , "Kinderschutz " , a . a . 0 *pag , 13ff *



25 .

Verordnung der n ^ö Ŝt ^tthalterei vom 4 . II . 1880 , L. G*

u . Vd*Bl *Nr . 9 , nach der den Gemeinden im selbstständi¬

gen Wirkungskreis die Pflicht oblag , "über alle in

demselben in fremder Pflege befindlichen unehelichen

Kinder ein Namensverzeichnis zu führen , die Pflege

aller dieser Individuen zu überwachen , dieselben

periodisch der ärztlichen Untersuchung zuzuführen

und im Falle wahrgenommener Uebelstände die Beseiti¬

gung derselben zu veranlassen . " Auf diese Vdg. stütz¬

ten sich spatere Versuche lokaler Diatur , die Pflege -

kinaerüberwachung tatsächlich und entsprechend durch¬

zuführen .

Die Armenpflege der Stadt nien beruhte

vorerst auf dem Reichsheimatgesetz vom Jahre 1863 ,

wurde dann naca dem uemeinneratsbeschluss voml9 *XI *

1901 , 2 8̂949 , neu geregelt . Sie tritt für arme Kinder

in zwei Hauptformen in Erscheinung , als geschlossene

oder offene Armenpflege . Von grösster Bedeutung für

die Uebervmchung und Fürsorge der Ziehkinder ist die

spater zu besprechende Einführung der Berufsvormund¬
schaft im Jahre 1910 . *̂

Die Landesarmengesetze von Kärnten (vom 22 .

V. 1886 , L. d +Bl *Nr . 18 , §39 ) , Ober - Oesterreich (vomö . IX *

1880 , L. G-#B1 . Nr . 12 , §18 ) , Salzburg (vom ,30 +XII *1874 )

und Vorarlberg (vom 7 . 1 . 1883j , L. G-. Bl . ^r *10 , §33 )

bestimmen , dass nie Armeneinlage als Armenkinder¬

pflege verboten ist * Für arme Kinder , die der väter¬

lichen Fürsorge entbehren , haben die Gemeinden die

gerichtliche Bestellung eines Vormundes zu veranlas¬

sen . Sonst schreiben die Gesetze , mit Ausnahme von

Salzburg , lediglich vor , dass die Pf ^egeeltern eines

in Privatpflege gegebenen Kindes ehrbare und wohl¬

gesittete Leute seien , und womöglich der Konfession

des Kinnes angehören müssen * Die G-emeinaen haben

darüber zu machen , dass die Pfleglinge mit liebe¬

lt <n<*'eiss , "Die sanitäre Ueberwachung der Pflegesäug -
linge durch die B. V, in .iien ", a . a *u .
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voller Behandlung gut erzogen und insbesondere zu

fleissigem Schulbesuch angehalten werden * Die Landes¬

regierung in Kärnten ordnete zwar mit Erlass vom

22 . VI . 189h , Z*7473 , Erhebungen über die Verhältnisse

der im Lanae befindlichen Kostkinder an , aber ohne

daran irgend welche entsprechende Vorkehrungen zu

knüpfen **̂

Das Salzburger nandes - Armengesetz beschränk

sich bez , der G-emeinae°Kostkinder auf die Bestim¬

mung; dass die Gemeinden bei der Versorgung armer

Kinder nach Einvernehmung der nach dem bürgerlichen

liecht berufenen Fflegschoftsorgane (Vater , Kurator ,

Vormund ) vorzugehen habe .

ln Tirol fehlen ,wie schon erwähnt , beson¬

dere Vorschriften über die G-emeinde =-KostkJbnder , so

dass das Reichsheimatgesetz als alleinige Grundlage

der Armenkinderpflege dient *

Diese vielfach sehr guten Vorschriften der

Armenkinderfürsorge konnten doch nicht das Los der

armen , besonders der unehelichen Kinder zu einem

guten stL gestalten . Von der jetzt mehr und mehr in

die Formen der Jugendfürsorge übergehenden Armen-

kinäerpflege i ^t allein )eine wesentliche Aenäerung

und Besserung zu erwartep ? schon deshalb , weil die

den Massnanmen zu Grunde liegenden Erwägungen nicht

so sehr den vorhandenen Mitteln âls vielmehr dem
singulären und sozialen wohl entspringen .

Neoen diesen Kindern , die unter

dem eben erwähnten Schutz einer Findelanstalt , einer
Armenbehörde oder des steiermärkischen Kinderschutz¬

gesetzes vom 4 . 1X. 1896 standen , gab es noch viele

andere , die , von der eigenen Familie in Pflege gege **

ben , jeglichen Schutzes entbehrten * Vereinzelt

finden wir im alten Oesterreich Versuche , diesem

"l ) . Oesterr *Sanitätswesen 1897 , NrlO , "Der öffentliche t
Rinderschutz " *
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Zustand abzuhelfen .

^urch eine Notiz der "Oesterreichischen

Landeszeitung " ^ ir *4 , 1888 ) über die Ausbeutung der

Findelkinder , veranlasst , lüess die n . ö . k . k . Statt¬

halterei in den Bezirkshauptmannschaften und Städten

mit eigenem Statut diesbez * Erhebungen pflegen * Bie

Ergebnisse stimmten alle darin überein , dass nicht

tiie Findelkinder , wohl aber dringend die ausserhalb

einer Findelanstalt geborenen Säuglinge einer Ueber -

wachung bedürfen * Reg . R. Br . erstattete darauf

ein ausführliches G-utachten ^^ '̂ zur Behebung dieser

Misstanae . Er beantragte darin vor allem die Schaf¬

fung einer gesetzlichen Grundlage , für alles ^ auf

privatem ^eg zu fremden Pflegeparteien entgeltlich

gegebenen Kinuer bis zum 6 . nebensjahr * Nicht notwenr

dig wurde damit der Schutz für die Kinder angesehen ,

die sich bei der Mutter , den Grosseltern oder Vor¬

mündern , cd ^r überhaupt in unentgeltlicher Pflege

befinden , eine Meinung ^ die nicht lange mehr aufrecht

erhalten blieb * Die gesetzlichen Massnahmen sollten

sich besonders auf behördliche Bewilligung bei der

Uebernahme von Rindern , auf Evidenzhaltung der Pfle -

goparteien und Kinder , sowie deren regelmässige

ärztliche Ueberwachung und auf vormundschaftlichen
Schutz der Kinder erstreckem ?

Zu einem Eingreifen der Regierung kam es
trotzdem nicht .

*<ohl aber führte die Initiative von Amts¬

ärzten zu besonderen Massnahmen in Floridsdorf *^

Lr . Franz von HAnERnER machte 1693 als dortiger

Bezirksarzt die Beobachtung , dass gegen 701 im Jahre

1893 in Floridadorf geborene Kinder , im gleichen

Jahr 601 uneheliche Säuglinge dort starben . Er traf

daher , gestützt auf die schon früher erwähnte Vdg,

iJTöesterr * Sanitätswesen , 1899 , Nr . 23 und 24 , a *a *el
2) * Weiss , a . a ^O. pag . 527 ff .
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Nr . 9 , Abwehrmassnahmen , die nach ihm Dr *Ignaz RAUP

weiter ausbaute . Dieser führte 1903 jährlich ab &u-

haltende , amtsärztliche Kontrolltage für alle im

Bezirk verpflegten Findel - una Haltekinder des l . Lc ^ !]

bensjahres ein * Ferner gelang unter seiner Leitung

die Herstellung unfL Verabfolgung einwandfreier Rin -

dermilch für Säuglinge , das Heranziehen der Hebammen

zur Kostsäu ^lingsüberwachung , die Ver &6ilung von

Geldprämien an brave Pflegefrauen und die Durchfüh -*

rung von Nachschaubesuchen durch die Damen des Ver¬

eines "Findlingshort " . Der Erfolg dieser Massnahmen

zeigtejsich rasch in einem erheblichen Sinken der

Säuglingssterblichkeit *

Nach der Versetzung von Dr+ Raup aus Florida -]

dorf hörte diese Segensreiche Einrichtung auf *
Dr * Von Raberler versuchte nach seiner Ver¬

setzung nach ,Innsbruck , dort die Kostkinderkontrolle H

zu verwirklichen * Er prüfte selbst die Pflegeverhält - !

nisse von Rostkindern in den Gemeinden GötzenSyBirgita )

Axams . Die Pflegeverhältnisse , besonders der SäuglingeH

bezeichnete er als denkbar ^ ungünstige , hervorgerufen ]

durch mangelhafte Reinlichkeit , verwahrloste Pflege ,
1 )

ungünstige ^ohnangen . ' Das Resultat dieser Unter¬

suchungen war eine Note der k *k . Statthalterei für

Tirol und Vorarlberg vom 30 . 111 +1904 , Z^12946 , an den

Tiroler Landes - Ausschuss , sowie ein Zirkular an alle

Bezirkshauptmannschaften *

Die Note stellt scharf die Vorgefundenen

Mängel dar und betont ; "Die Evidenzhaltung dieser

Kinder .die Üeberwachung ihrer Pflege seitens der ge -

meindevorstehung entsprechen nicht den Anforderungen

des §3 , al . c . des Gesetzes vom 30 . IV*1870 , R*G*B1+Nr . öö !

Eine Anmeldung bei üebernahme der Pflegekinder sei - !

l ) . Vgl *Weiss , a . a . O. und Inhalt der Note der k . k +Statt -
halterei für T. u . V̂ vom 30 *111 +1904]Zpl *d946*
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tens der Pflegeparteien an die Gemeindevorstehung

findet nicht statt . Bezüglich der Ueberwachung der

Pflege fehlt es den Gemeindevorstehern einerseits

an der erforderlichen Belehrung ^ andererseits an der

entsprechenden Unterstützung durch hiefür geeignete

Persönlichkeiten * Der Mitwirkung des Gemeindearztes

bei dieser Fürsorge bedienen sich die Gemeindevor¬

steher nicht . "

Am Schluss führt die Note verschiedene Vor¬

schläge zur Regelung des Kost ^inderwesens an * Biese

Vorschläge lauten ähnlich jene des Br * BRAUN, be¬

tonen aber darüber hinaus die Belehrung der Pflege¬

parteien über die Pflege und Erziehung der Kinder *

Auch die Altersgrenze ist höher festgesetzt ; die Uebe

wachung sol sich womöglich über die ^eit der Schul¬

entlassung erstrecken *

Bieser Note folgte ein Zirkular vom 5 *VII *190i

Z. 33020 , von der k . k +Statthalterei für Tirol undVor -

arlberg an alle Bezirkshauptmannschaften in & Tirol

und Vorarlberg , betreffend die ärztliche Untersuchung

der Findlinge und der in fremder Pflege untergebrach¬

ten Kinder . Bas Zirkular beauftragt die Bezirks -

ha.uptmannschaften , den Gemeindevorstehungen nahezu¬

legen , auf Grund des §27 , P . 5 der Gemeinde - Ordnung ,

die Pflegeparteien in Evidenz zu halten und die

Uebernahme von Pflegekindern von einem ärztlichen

Zeugnis abhängig zu machen , woraus hervorgeht , dass

die Ziehkinder mit keiner übertragbaren Krankheit

behaftet sind * (Kurz vorher hatte sich in Tirol der

Fall ereignet , dass durch einZiehkind auf mehrere

Mitglieder der Pflegefamilie Syphilis übertragen

wurde . ) Ausserdem hätten die Gemeinden unter Mit¬

wirkung der Gemeindeärzte auch auf die Art der Unter *

bringung und auf die Pflege der Ziehkinder ein be¬

sonderes Augenmerk zu richten , eventuelle Uebelstände



30

zur Anzeige zu bringen * Den Amtsärzten sollte eine

besondere Aufmerksamkeit auf die Ziehkinderverhält¬

nisse und die Ueberwachung der einschlägigen Wirk¬

samkeit der Gemeinde obliegen *

Leider hörte man von der tatsächlichen Durch

führung dieser Anordnungen nichts mehr , die Schutz¬

massnahmen verliefen wieder im Sande *

ln Salzburg ist die Ziehkinderfrage

durch den Erlass des Landesausschusses vom lÖ *Xd900

angebahnt . Es wurde darin eine periodische Vernehm

der Gemeindevorsteher und Vormünder durch die zu¬

ständigen Bezirksgerichte über die persönlichen Ver¬

hältnisse der Minderjährigen angeregt und den Ge¬

meinden die sofortige Erstattung der Anzeige von

Vorgefundenen Misständen bei den in Privatpflege

befindlichen unehelichen Rindern zur Pflicht gemacht

Ausserdem wurde den Gemeinden empfohlen , besondere

Armenkommissionen zur besseren Ueberwachung der

Armenkinder in Privatpflege zu bestellen *

üeber Ober - Oesterreich gerichtet ein

Gutachten von Dr +Heinrich Er betont

darin die auch dort beobachtete grosse Säuglings¬

sterblichkeit und die Notwendigkeit der ärttlichen

Mithilfe bei der Ziehkinderaufsicht und sagt weiter ,

dass die dem Vormundschaftsrat zugedachten Aufgaben

bezüglich der Aufsichtspflicht nicht genügen können ,

sie müssten durch Mitwirkung des Arztes und geschul¬

ter Pflegerinnen eine besondere sachverständige

Ueberwachung der Kost , - Zieh - und Haltekinder sicher -*

stellen * Ferner legt er grossen Wert auf weitere

Vorkehrungen zurm allgemeinen Förderung der Säug -*

lingspflege , wie ärztliche Beratungsstellen für

Mütter , Einrichtungen zur Förderung des Selbststil¬

lens , Abgabe einwandfreier Milch etz * - Einrichtungej

" l ) *Oesterr * Sanitätswesen , 1903 , a *a *0 . pag . 30 *
2 ) R̂eicher , F̂ürsorge für die verwahrloste Jugend "

III . Teil , l . Bana *
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die zwar der Allgemeinheit zugänglich , für d$ e unehe¬

lichen una Ziehkinder aber von besonderer Bedeutung

waren *

Auch dieser Ru f konnte noch keine Verwirk¬

lichung finden *-Er durfte nur Vorarbeit zu späteren

Einrichtungen sein *

Alles auf dem Gebiete des Ziehkinderwesens

bisher Gesagte und Geschehene , fand seinen allgemeinen

Ausdruck beim österr * Rinderschutzkongress in Mien

im Jahre 1907 , Einmütig geschah die Feststellung der

Misstände und einstimmig klang die Forderung nach

reichsgesetzlic ^ er Regelung dieser Frage . Sachver¬

ständige Männer , wie Primararzt Dr . Gustav RIEThER ,

Prof . Dr . Heinrich R̂ iChER , Obersanitätsrat Br *Johann

DVORAK, Dr . Paul v . Vil 3̂n.ELLl , DY. R. ^EiSSR .lR0EBER , u . a <.m. ^ ^

erstatteten Gutachten und Vorschläge bezüglich der

gesundheitlichen Deberwachung und rechtlichen Besser¬

stellung der Ziehkinder .

Die früher ausgesprochenen Forderungen über¬

holend , wurae dort verlangt , dass alle Ziehkinder &is

zum 1 ^ . Lebensjahr überwacht werden , gleichgültig , ob

sie mit oder ohne Entgelt , bei fremden Personen oder

Verwandten untergebracht sind * Besonderes Augenmerk

muss hiebei den Säuglingen zugewandt werden * Weitere

Vorschläge betrafen wieder die behördliche Erlaubhis

vor Üebernahme und die Abmeldung bei der Gemeinde

nach üebernahme der Ainder ; ferner die Evidenthaltung

durch die Gemeinde , die ärztliche periodische Unter¬

suchung una die Ueberwachung durch angestellte Auf¬

sichtspersonen , schliesslich die Sicherstellung der

Alimentationsansprüche durch die Generalvormundschaft *

Hier diente das Leipziger System - die Uebertragung

der GeneralVormundschaft an das Ziehkinderamt - als

Vorbild *

lieben der Kinder wurde aber auch der

1 ) . Siehe deren Gutachten , a . a . O.
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Ziehmütter gedacht ; , damit sie nicht so sehr der Laune

und dem zjahlungsunwillen der Elterh ihrer Rostkinder

ausgesetzt seien . Die Vorschläge befassten sich

hauptsächlich mit Her Sicherstellung einer regel¬

mässigen und entsprechenden Entlqhnung , mit dem

Schutz vor Ansteckung durch die Pflegekinder , mit der

Bewährung von Medikamenten , unentgeltlicher ärzt¬

licher Behandlung für die Pflegekinder , und mit

einer rechtlichen Begünstigung der . Pflegeeltern

gegenüber uen leiblichen Eltern , wenn diese sich

l ^nge Zeit nicht um ihr Rind gekümmert haben *
ao unaufschiebbar und so sicher möchte

nach allem Gesagten die rasche Verwirklichung und

gesetzliche Regelung der Ziehkinderfrage erscheinen .

Zwölf Jahre mussten aber noch vergehen , bis das

Ziehkinderges &iz seine ministerielle Jnterzeich -

nung erfuhr *
Nur einzelne Städte trafen in ihrem

Wirkungskreis Bestimmungen zum besseren Schutz
der Ziehkinder .

nie schon erwähnt , wurde im Jahre 1910 in
1 )

1-üien die städtische Berufsvormundschaft gegründet .

Sie umfasste , wofern ein Einzelvormund nicht bereits

bestellt , oder aie Bestellung eines solchen ange¬

zeigt &?ar , die nach dem 1 . 1 . 1911 auf Rosten der

Gemeinue V.ien in Ppflege genommenen Kinder , sofern

die Verpflegung nicht voraussichtlich eine vorüber -
gehende war *^ Die städtischen Mündel standen unter

ärztlicher Kontrolle . ^ Diese umfasste die ständige

Ueberwachung des Gesundheitszustandes und der pflege *
stellen aller städtischen Mündel bis zum vollendeten

14 * Lebensjahr * Die ärztliche Kontrolle fand nach

1) . Vgl . ^ eiss , a . a . O.
2 ; . Gemeinderatsbeschluss vom 20 *XII *1910 , Pr . Z*17016

ex 1910 *
5) . Siehe Geschäftsanweisung für die ehrenamtlichen

Organe des städt *Jugendamtes der Gemeinde .Vien ,
(nach dem Gem. Rats - Beschluss wie bei 2) , )neu
geregelt durch Stadtratsbeschluss vomä . V. 1911 ,
Z. 7021 .
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Bedarf statt ; bei Säuglingen unter einem Jahr monat¬

lich einmal , später im Halbjahr einmal , u . z . entweder

in der Wohnung des Mündels , oder in der Sprechstunde
des Arbtes , Jedenfalls hatte der erste Besuch binnen

8 Tagen nach Bekanntmachung durch den Arzt zu erfolger

Der Gefährdung im frühesten Kindesalter

war durch besonders genaue Ueberwachung Rechnung ge¬

tragen . Die Uebergabe eines magistratischen Kost¬

säuglings wurde von der Beurteilung der Wohnung der

Pflegepartei durch den städtischen Arzt abhängig ge¬

macht * Vor der Abgabe an die Pflegemutter wurde der

Säugling durch den städtischen Arzt auf seinen Ge¬

sundheitszustand untersucht * Im Krankheitsfall durfte

die unentgeltliche Hilfe der städtischen Aerzte in

Anspruch genommen werden . Neben der Ueberwachung
durch den Arzt lief die der Armenbehörde als ^aisen -

sektion *

Sowäät die rein ärztliche Krankenbehand¬

lung in Betracht kommt , reichten uieseBestimmungen

aus * Ras aber die Ueberwachung der gesunden Pflege¬

säuglinge betrifft , worauf es ja bei der Bekämpfung

der Säuglingssterblichkeit am meisten ankommt , wären

die behördlichen Massnahmen jedenfalls unzureichend

gewesen * Durch ein besonderes Abkommen mit der Berufs¬

vormundschaft übernahm daher der Verein "Säuglings¬

fürsorge " für sämmtliche in Wien untergebrachten

Pflegesäuglinge die Aufsicht , sowie die Verpflegung

mit aer entsprechenden Säuglingsnahrung . *̂ Arzt und

besoldete Pflegerinnen beteiligten sich an dieser

Ueberwachung .

Die Säuglingsüberwachung erstreckte sich

nicht nur auf die unehelichen Kinder allein , sondern

auf alle überhaupt in Pflege befindlichen Kinder .

Ausgeübt wurde sie durch pflegerische Hausbesuche ,

Belehrung der Pflegemütter , durch ^ort und Merkblätte

l ) . Vgl . Weiss , a ^a *0 *
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und regelmässiges wöchentliches Vorstellen der

Säuglinge in der Mutterberatungsstelle *
ln nieser Zusammenarbeit von Berufsvor -

mundschaft una Säuglingsfürsorge sehen wir die frühe ?

aufgestellten ^hauptsächlichsten Forderungen des

Ziehkinderschutzes erfüllt , allerdings nur hinsicht¬

lich der städtischen Mündel und aller Pflegesäugling (

Der Erfolg , besonders der immer intensiver sich aus¬

breitenden Bäaglingsfürsorge , machte sich bald bemeri

bfr . Zahlenmässig finden wir ihn auägedrückt in
einem recht bedeutenden Sinken der Sterblichkeits¬

ziffer * Sonst , was statistisch nie ? erfasst werden

kann , in einem besseren Allgemeingedeihen der Kinder

und einer höheren Bewertung der ungestörten Ent¬

wicklung in den ersten Lebensjahren ^

Knapp vor der Erlassung des Ziehkinder *

gesetzes regelte noch eine Magistratsverordnung

der Stadt Innsbruck vom l *Juni 1918 das dortige

Pflegekinderwesen . ^

Die Verordnung bezog sich im Gebiet der

Landeshauptstadt Innsbruck auf fremde , gegen Entgelt

untergebrachte Kinder unter 14 Jahren * Das Halten

solcher Pflegekinder wurde an eine Bewilligung ge¬

knüpft , um welche bei dem kurz vorher , am l .Mai 1918

errichteten städtischen Jugendamt anzusuchen war *

Die Verordnung enthält weiters gamz allgemeine Be¬

stimmungen über die Erteilung der Bewilligung und

über die Pflichten der Pflegeparteien , und betont

hauptsächlich deren Verpflichtung , Hausbesuche von

Organen des städt * Jugendamtes zuzulassen , sowie

Anordnungen und Aufforderungen dieser Beauftragten

zu entsprechen * Eine ständige äratliche Kontrolle

wurde nicht angeordnet , nur über besonderes Ver -

langen musste das Pflegekind im städt * Jugendamt

oder zur ärztlichen Untersuchung vorgeführt werden *

l ) *3iehe Amtliche Nachrichten , Jhg , 1919 , a *a.. O*BNr. 1/ 2
nicht . amtl . Teil *
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Die Durchführung der Pflegekinderpber -

wachung und die Vermittlung von Pflegestellen stütz¬

te sich auch hier auf das städtische Jugendamt und

die damit verbundene Berufsvormundschaft , in deren

Händen sie für das Stadtgebiet heute noch (biegt .

Die rein pflegerische Ueberwachung und Beratung

der Säuglinge und Kleinkinder bis zum vollendeten

2 *Lebensjahr übernahm aber ähnlich wie in Wien ,

gemeinsam mit der allgemeinen Säuglingsfürsorge ,

die Laadeskommission füg ' Mutter - und Säuglingsfür¬

sorge in Jnnsbruck . "̂

l ) *Vgl . h . o* pag . %% ff .
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Die schwierigen Lebens - und \\ irtschaftsver -

hältnisse der Kriegsjahre 1914 - 1918 , mit ihrer ent "

sprechenden Auswirkung auf die Pflegekinder , machten

eine einheitliche Regelung des Ziehkinderwesens un¬

aufschiebbar ; sie erfolgte denn auch in den ersten

Monaten der Nachkriegszeit und des Bestandes der

Republik Deutsch - Oesterreiche .

Vom deutsch - österr * Staatsrat wurde

am 8 . 1 . 1919 der Entwurf eines Gesetzes über den

Schutz von Ziehkindern und unehelichen Kindern be¬

schlossen . Diesen Entwurf samnt Motivenbericht

(Beilage 121 der Protokolle äer provisorischen Na -

tionalversammlung ) übermittelte die Sta &tskanzlei

an die prov * Nationalversammlung zu deren 12 . Sitzung

am 9 *1 . 1919 , *̂ mit der Bitte , ihnjbiner verfassungs¬

mässigen Behandlung in der Nationalversammlung Zu¬

fuhren zu wollen *

Mit allgemeiner Zustimmung wies Prä¬

sident HAUSER in der eben genannten Sitzung diese

Gesetzesvorlage soforta dem Justizausschuss zu .

ln der 16 * Sitzung der prov * National¬

versammlung am 4 . Februar 1919 beinhaltet der 3 +Punkt

der Tagesordnung den "Bericht des Justizausschusses

über äie Vorlage des Staatsrates , betreffend ein Gesetz

über den Schutz von Ziehkindern und unehelichen Kin¬

dern (177 der Beilagen ) "* ^ Der Referent , Abgeord¬

neter ^ORLMEYER; legte seinen Ausführungen hauptsäch¬

lich den in der Beilage 121 enthaltenen Motivenbericht

zu Grunde . Er spricht vorerst über die Notwendigkeit

der einheitlichen Regelung des Ziehkinderwesens und

der allgemeinen Beaufsichtigung der unehelichen . Kinder

1 ) . Vgl . Stenographische Protokolle der prov ^Vers .
a . a . O. pag . 441 ff ,

2 ) . Ebendort , pag . 58b ff .
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eine Notwendigkeit , die aus dem ausserordentlichen

Geburtenrückgang , d&5. steigenden Sterblichketts¬

ziffer , besonders der Säuglinge , der ungünstigen ,

durch die Kriegslage noch beeinträchtigten Lebens¬

haltung der Bevälkerung , dem bisherigen Fehlen

eines Schuczgesetzes , klar hervorgeht . Denn während

einige Kulturstaaten bereits Schutzverordnungen

haben , wurde in Oesterreich zwar öfter und besonders

auf dem I . österr . Kinderschutzkongress in Wien

im Jahr 1907 diese Regelung verlangt , ohne aber

bisher eine Verwirklichung gefunden zp . ha ĝen . *̂

Der Referent betont hierauf , dass der

Gesetzentwurf sich mm allgemeinen als ein Ermäch **

tigungsgesetz darstellt , das dem zuständigen Staats ?

amt für soziale Verwaltung die einheitliche Regelung

der vorliegenden Materie im Verordnungswege gestat¬

tet . Die Rechtsgrundlage ist in Oesterreich in

der I . T. N. zum A*B +G. B. (Kaiserliche Vgd . vom 12 +X .

1914 , R +G-. Bl „Nr . 276 ) enthalten , ^ die im Art . 1 , §35 ,

auaapricht : "Unbeschadet anderweitiger gesetzlicher

Anordnungen kann durch Verordnung dem Vormundschafts

rat die Aufsicht über aie an Privatpersonen in

Kost und Pflege gegebenen Kinder im Alter unter

14 Jahren ( Ziehkinder ) übertragen und die Befugnis

&ur Uebernahme von Ziehkindern von der Bewilligung

des Vormundschaftsrates abhängig gemacht werden . " -

^ären diese Vormundschaftsräte bereits ins Leben

getreten , hätte der Staatsrat nach obiger gesetz¬

licher Ermächtigung verfügen können * Da sie aber

nicht , oder nicht durchwegs existieren , ist es nötig

vorerst die Vormundschaftsräte durch andere Organe

zu ersetzen . Als s &^che Ziehkinueraufsichtsstellen

1 ) +Anmerkg + Welche ausländischen Gesetze oder Ein -
richtungen demösterr . Gesetzentwurf zum Vorbild
dienten , ist weder im Motivenbericht , noch in den
Ausführungen des Referenten erwähnt .

2 ) *Vgl . h . o . pag 12 .
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kämen in Betracht :

1 ) . Städtische Jugend (Kinderschutz - ) oder Gesund¬

heitsämter , Landesberufsvormundschaften und

Jugendämter der Landesverwaltung ;

2 ) . Bezirksvereine (- kommissionen ) und andere Zweig¬

vereine der Landesorganisationen für Kinder -

s . hutz und Jugendfürsorge ;

3 ) . Andere geeignete Jugendfürsorgeorganisationen . ^

Da aber nach geltendem Recht die Ziehkinderaufsicht

ausschliesslich den Vormundschaftsräten zugewiesen

ist , muss vor allem dem Staatssekretär für soziale

Fürsorge emne gesetzliche Ermächtigung erteilt

werden -, nach welcher die Kinderfürsorge in folgende

Richtungen zu leiten ist :

1 ) *Die Uebernahme von fremden Kindern unter 14

Jahren (Ziehkinder ) von einer behördlichen

Bewilligung abhängig zu machen ;

2 ) * Die Aufsicht über solche Kinder , sowie über

die bei ihren Eltern in Pflege befindlichen

unehelichen Kinder unter 14 Jahren zu rege &nu

3 ) . die Befugnisse zur Erteilung der Bewilligung

und zur Aufsichtsführung geeigneten Organen

der öffentlichen und privaten Jugendfürsorge

unter staatlicher Ueberwachung insoweit und

insolange zu übertragen , als nicht mit den

Rechten des §35 der 1 +T. N. zum A. B. G. S . ausv

gestattete Vormundschaftsräte bestehen .

Abgeordneter WGRLMEXER berichtet

ferner ? dass nach der Vorlage des Justdzausschusses

die Gemeinden die Lokale beizustellen , der Stadt

die übrigen Kosten der Aufsichtsführung , die Be¬

soldung von Ziehkinderärzten und Pflegerinnen und

die Beheizung zu tragen hat . Im §5 des Gesetzentwurf

1 ) *Vgl . die Begründung in der Beilage 121 der Pro¬
tokolle der Prov * Nationalversammlung .

2 ) . Vgl . das Gesetz vom 4 . Februar 1919 über den
Schutz von Ziehkindern und unehelichen Kindern .
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fes ist ausserdem Gebührenfreiheit vorgesehen , die

nach einigen Einwendungen des Vertreters des Finanz *

Ministeriums im Justizaussdhuss einstimmig angenommen

wurde .

Der Berichterstatter bittet schliesslich , dem

vorliegenden dringlichen Gesetzentwurf die verfassungs¬

mässige Zustimmung zu erteilen .

Zu der nmn folgenden Debatte , die über Antrag

de ^ Präsidenten , Dr . BiNGROFER, und mit allgemeiner

Zustimmung als General - und Spezialdebatte zugleich

geführt wurde , meldete sich Staatssekreätr für soziale

Fürsorge , HANübCH. Dessen Ausführungen wiederholen in

anderen Worten die bis jetzt herrschenden Misstände

auf dem Gebiet des Ziehkinderwesens , die Richtungen ,

in denen sich die Regelung bewegen soll und betonen

am Schluss , wie wichtig für Familie und Staat die

Aufzucht einer geistig und körperlich gesunden , sittli (

tüchtigen Jugend ist *

Da auch nach diesem Referat keine Einwände gegeh

das Gesetz erhoben wurden , erklärte es der Präsident ,

nach & vorgenomzLener Abstimmung , für angenommen *

Dem Antrag des Berichterstatters ^OHLMEYER, sofor

die dritte Lesung vornehmen zu lassen , gab das hohe

Haus mit der nötigen Zweidrittelmajorität statt . Nach -

dem auch in dritter Lesung dem Gesetz die Zustimmung

erteilt worden war , konnte es als angenommen und

damit dieser Gegenstand als erledigt erklärt werden *

Wie schon auä der Begründung her¬

vorgeht , ist das Gesetz vom 4 . Februar 1919 , St . G, Bl .

Nrt76 , über den Schutz von Ziehkindern und unehelichen

Kindern , ein Ermächtgungsgesetz und dementsprechend

kurz gehalten .

Der §1 enthält die unter 1 ) , 2 ) , 5 ) auf S. 58 an¬

geführte Ermächtigung , von welcher der Staatssekretär

für soziale Verwaltung durch Erlassen der Ziehkinder -
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Ordnung vom 1 . April 1919 , entsprechenden Gebrauch

gemacht hat .

Der § 2 des Ziehkindergesetzes befasst sich

kurz mit den Machtbefugnissen der Aufsichts ^ 4%%444 & *"

personen gegenüber Pflegeparteien , Eltern und . Haus¬

genossen , das ist ihren Rechten auf Zutritt zu Kind

und Wohnung , auf wahrheitsgemässe Auskunft über Unter¬

bringung ; Ernährung , Pflege und . Erziehung des Kindes

und auf Vorführung des Kindes in der Zieakinderauf -

sichtsstelle und zum Ziehkinderarzt * ( §2 , Abs . l ; vgl .

dazu §15 und §17 der Zieh - K. O*)

Unterstützung bei der Durchsetzung dieser

Befugnisse haben die Vormundschaftsgerichte und die

sons & zuständigen Behörden den Aufsichtspersonen zu

leisten . ( §2 , Abs . 2 ) .

Um den , den Pflegeparteien und deren Haus¬

genossen , auferlegten Pflsichten den nötigen Nach¬

druck zu verleihen , ist im §3 des Ziehkindergesttzes

eine Strafandrohung vorgesehen * Diese bezieht sich

auf jede Verletzung sowohl der Konzessionspflicht

( §3 , a ?b , ) , als auch der im §3 des Gesetzes enthaltenen

Pflichten ( §3 , c , d ) . Damit wird aber auch die Verletzung

der erst in der Ziehkinderordnung den Pflegeparteien

(Eltern ) und deren Hausgenossen auferlegten Pflichten

betroffen * (Siehe §§5 , 6 Abs . 2u *3 , 10 , 11 , 12 u *14 d . Z. K. O

Als Strafen wurden Geldstrafen bis zu 1000K

oder Arrest bis zu einem Monat als genügend erkannt ,

mit Rücksicht darauf , dass sich die Pflegeverhältnisse

meistens in minderbemittelten Volkskreisen vorfinden . ^

Das Strafverfahren ist nicht Sache der Ziehkinderauf¬

sichtsstellen , sondern , da es sich um Uebertretung

von Ordnungsvorschriften handelt , den politischen Be¬

hörden , an Orten , wo besondere Staatliche Polizeibe¬

hörden bestehen , diesen zu überlassen .
— — <i

1) . Siehe Begründung in der Beilage 121 der Protokolle
der Prov * National - Versammlung . * ;

2 ) . Ebendort *
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Der §4 des Ziehkindergesetzes bestimmt die

Kostenverteilung , wie sie bereits im Referat des

Abgeordneten WOHLMEYER erwähnt wurde * Zur unendgelt -

liehen Beistellung und Instandhaltung der nötigen

Amtsräume konnten die Gemeinden um so eher Verpflicht

tetwerden , als ihnen nach § 47 I . T. N. zum A. B*G. B*

hinsichtlich der Vormundschaftsräte diese Verpflich¬

tung zukäme und die Ziehkinderaufsichtsstellen ja als

deren Ersatzorgane anzusehen sind . Die Beschränkung
dieser Pflicht auf den Bedarfsfall erscheint deshalb

gerechtfertigt ; da viele der Ersatzorgane bereits
!j

über Räumlichkeiten verfügen , in denen sie auch ihre ,

das Ziehkinderwesen betreffende Tätigkeit ; ausüben ?

können * Desgleichen hat der Staat von den übrigen

Kosten nur die zu tragen , welche die ^ für die bisher '

übliche Aufsichtsführung über Ziehhund uneheliche

Kinder aufgewendeten Auslagen der Jugendfürsorge¬

stellen übersteigen * Ueber die Vergütung dieser Aus **

lagen bestimmen der §4 der Zieh - K- C-p und später er - ^

lassene Kundmachungen des Staatssekretärs für soziale

Verwaltung im Einvernehmen mit dem Staatssekretär

für Finanzen . In der Vorlage des Staatsrates wurden

die Kosten unter Zugrundelegung einer Zahl von 40 . 000
zu überwachenden Kindern und eines Erfordernisses

von durchschnittlich mindestens 20K für ein Jahr und

ein Kind auf rund 800 *000 K jährlich veranschlagt .

Diese staatliche Beitragsleistung erschien dringend

notwendig ; um die Ziehkinderüberwachung nicht zu ge¬

fährden , aus der Erkenntnis , dass weder Gemeinden

noch private Vereine so weitgehende Leistungen
übernehmen können *

Die mit Widerständen erreichte Stempel - u .

Gebührenbefreiung ist ebenfalls im Ziehkindergesetz
t

vorgesehen und bezieht sich auf alle Gesuche , Proto -

1 ) . Begründung in der Beilage 121 der Protokolle der
Prov * Nationalversammlung , Suchanek , a . a . O. pag . 38f :
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kolle , Pflegebücher und Zeugnisse , die zur Durchfuhr

rung des Gesetzes nötig sinda (§5 )

Die §§ 6 u . 7 enthalten die Scalussbestimnum - .

gen über das Inkrafttreten des Gesetzes mit dem Tage

der Kundmachung ^ d . i . am 8 . Februar 1919 ; und über die

Betrauung des Staatssekretärs für soziale Verwaltung ,

im Einvernehmen mit den beteiligten Staatssekretären ,

mit dem Gesetzesvollzug ^

]
In Durchführung des Gesetzes vom

4 . Februar 1919 , erschien die "Vollzugsanweisung des

Staatsamtes für soziale Verwaltung im Einvernehmen

mit den Staatsämtern für Inneres und Unterricht ; für

Justiz und für Finanzen vom 1 . April 1919 , St *G*Bl . Nr *20

zum Gesetz über den Schutz von Ziehkindern und unehe¬

lichen Kindern (Ziehkinderordnung ) '' , welche däe aus -"

führliche Regelung des Ziehkinderwesens enthält .

Die Vollzugsanweisung umfasst in 24§§ die

entsprechenden Vorschriften und beigefügt 4 Muster von ,

dort begründeten und geforderten Vordrucken u *zw.

betreffend das Pglegebuch , sowie die Verzeichnisse

zur gemeindeweisen Zusammenfassung von Ziehkindern ,

geeigneten und ungeeigneten Pflegeparteien *

Den weitaus grössten Raum hehmen im Gesetz

die praktischen Durchführungsbestimmungen des Zieh -

kipderschutzes ein , ( §§5 - 21 ) , die sich in besondere

Schutzbestimmungen für Säuglinge ( §5 ) , in die Bewilli¬

gung zum Halten von Ziehkindern ( §§6 - ll ) , - deren Zu¬

ständigkeit , Voraussetzungen , Erteilung , V/ iderruf und Er¬

löschen - in die Anzeige der Uebernahme von uneheliche :

Kindern ( §13 ) , in die Anzeigen der Abgabe und des Todes

( §14 ) und in die gesammte Aufsichtsführung über Zieh¬

kinder und uneheliche Kinder ( §§15 - 21 ) , detaillieren .

Daneben ist ausführlich der Ziehkinderaufsichtsstellenj

deren staatlicher Ueberwachung und der Kostentragung

Erwähnung getan ^§§2 - 4 ) . Je ein § bestimmt hinsichtlich



43 .

der Beschwerden von Pflegeparteien (§22 ) ? der orts -

polizeilichen Vorschriften ( §23 ) und des Wirksamkeits -
!

beginnes mit den Uebergangsbestimmungen (§24 ) * An erste

Stelle der Vollzugsanweisung aber steht die klare

Definition des Begriffes "Ziehkind "? unter der genauem '

Festsetzung ? für welche Kinder die Vorschriften diesei

Vollzugsanweisung zu gelten haben unßfür welche Kin¬

der nicht *

Danach sind der Ziehkinderordnung unter -

stellt als Ziehkinder alle ehelichen %% und uneheli¬

chen Kinder unter 14 Jahren , die sich bei anderen t
Personen als Fater o^er Mutter in endgeltlicher oder

unentgeltlicher Pflege befinden ? und sämtliche un¬

ehelichen Kinder nnter 14 Jahren ? auch wenn sie sich

bei Vater oder Mutter in Pflege befinden *

Mit dieser Bestimmung wurde allen vor dem

Gesetz verschiedentlich ? besonders auch der beim 1 .
!

österr . Kinderschutzkongrss aufgestellten . Forderungen

über den Umfang des Ziehkinderschutzes Genüge getan ^

Entgeltliche oder unentgeltliche ? dauernde oder vorü -

bergehende Pflege ? bei Verwandten oder Nichtverwandter

all dies ist bedeutungslos geworden beim Moment der

fremden Pflege oder dem Moment der Unehelichäbit *

Scheinbar im Gegesatz zum österr ? Gesetz

finden wir im deutschen Reichsgesetz für Jugendwohl¬

fahrt vom 9 . Juli 1922 ?R. G. B1 *I *S* 633 ? den Schutzbe¬

stimmungen für Pflegekinder (§19 ) nur die in fremder

Pflege untergebrachten Kinder unterstellte Das darf

aber nicht über die ? den unehelichen Kindern zuge¬

wendeten Sorge hinwegtäupchen . Denn das Reichegesetz

für Jugendwohlfahrt baut sich auf dem Bestand von

Jugendämtern auf und unterstehen alle unehelichen

Kinder sowohl der Aufsicht ? wi ^auch der Amtsvormund¬

schaft des Jugendamtes ( §§24 u *35 R. Jgd . W. Ge)
u_

l ) . Vgl * h , o *pag ,^ l -=*̂ .
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Die Festsetzung der Altersgrenze von 14

Jahren in der Ziehkinderordnung bedeutete einen Fort¬

schritt gegenüber vielen anderen , in auswärtigen 33taater

auf diesem Gebiet geltenden Vorschriften . Nur das Däni - i
!

sehe Gesetz vom 20 . April 1888 schreibt zur entgeltliche

Aufnahme von unehelichen Kindern bis zum 14 . Jahr eine <

behöfdliche Erlaubnis vor * Ebenso zogen einzelne deut¬

sche Städte , wie Dresden , und das Grossherzogtum

Wüttem ^er ^ im Gesetz vom 16 . August 1909 , Minder bis

zum ÜL4. Jahr der Pflegekinderaufsicht bei . *̂

Die in vielen Stücken vorbildlich ^ s
gewordenen englischen "Childrens Act " vom 1908 nehmen

beispielsweise Pflegekinder nur bis zum 7 . Jahr in Ueber -
2 )

vvachung . Au^h in den meisten deutschen Städten und

Ländern erstreckte sich die Aufsichtsbefugnis auf Halte¬

kinder nur bis zum 4 * , 6 . , 7 . ynd 8 . Jahr und erst das

Reichsjugendwohlfahrtsgesetz aus dem Jahre 1922 erhöhte
5 ) !

die Altersgrenze einheitlich bis zum 14 . Lebensjahr .

Als uneheliche Kinder haben alle Kinder

zu gelten , die nach dem A. B. G. B. als solche angesehen

werden , soweit sie nicht durch Legitimation die Rechte

ehelicher Kinder erlangen , oder durch Adoption der

väterlichen Gewalt des Adoptivvaters unterstehen .

Namensgebung durch den Stiefvater ] (nach §165 a . b . G. B. )

die keine Aenderung der Rechtsstellung des unehelichen

Kindes zur Folge hat , bewirkt deshalb auch nicht die

Ausscheidung aus der Ziehkinderaufsicht . In diesem

Sinn hat sich das Bundesministerium für soziale Ver¬

waltung auf Grund einer Anfrage ausdrücklich ausgespro¬

chen und erwähnt , dass in solchen Fällen zwar pft die

Voraussetzungen des §18 der Zieh - K- O-v zutreffen werden !

und die Ziehkinderaufsichtsstelle dann von der Führung

der Aufsicht absehen kannf ^eber die aus Salzburggr Ehen

1 ) . Friedeberg - Polligkeit , a *a +0 . pag *87 ff .
2 ) . Keller - Klumker , a . a . 0 . pag . 381 .
ĵ . Friedeberg - Polligkeit , ebendort .
4 ) . Amtliche Nachrichten , a . a . O. Jhg . 1922 , Nr . 2 , N. A. Teil . .
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stammenden Kinder tauchten ebenfalls Zweifel auf . Des¬

halb erklärte das Staatsamt für soziale Verwaltungen

einem eigenen Erlass vom 1 *Jänner 1920 , Z. 37359 / 19 ,

gestützt auf eine Entscheidung des obersten Gerichts -

hofes vom 18 . November 1914 , GZR 1 . 844 / 14 , ausdrücklich , ! '

dass diese Kinder , als uneheliche , den Ziehkindern

gleichzustellen sind . Auf Grund der Anfrage einer

Landesregierung gab das Staatsamt für soziale Verwal¬

tung ferner bekannt ; dass sich auch auf ausländische I:

Zieh - u . uneheliche Kinder der Schutz der Ziehkinder - '

prdnung erstreckt , da diese nicht ausdrücklich auf

inländische Zieh - u . uneheliche Kinder beschränkt ist . "'

Die Kinder ^ für welche die Vorschriften

der Vollzugsanweisung keine Geltung haben , sind dort

erschöpfend aufgezählt . Es sind jene Kinder , däe in

einer öffentlichen Anstalt erzogen oder verpflegt ,

oder die von einer solchen Anstalt oder einer öffent¬

lichen Behörde unter ihrer Aufsicht in Familienpflege

gegebh werden . Somit haben die früher erwähnten Be¬

stimmungen für die im Anstaltsverband edner Findel¬

anstalt befindlichen Kinder noch weitere Geltung . ( §1 ,

Abs . 2 , a u . b) . Die Bestimmungen des §l , Abs *2 , c , wonach

für Kinder , die den Schutz des steiermärkischen Lan -

aesgesetzes vom 4 . IX . 1896 , L. G. Bl . Nr . 66 , geniessen ,

diese Vorschriften nicht gelten , wurde seither mit

der Verordnung des Bundesministeriums für soziale

Verwaltung im Einvernehmen mit den Ministerien für

Inneres und Unterricht , für Justiz und für Finanzen

vom 29 . September 1921 . B. G. Bl . Nr . 534 , über die Abände¬

rung der Ziehkinderordnung , mit Bedachtnahme auR das

steiermärkische Landesgesetz vom 7 . Juli 1920 , L. G. Bl .

Nr . 275 , aufgehoben . Damit wurde auch in Steiermark

die einheitliche Durchführung der Ziehkinderaufsicht

erzielt * ^
— — f

1 ) . Amtliche Nachrichten , a . a . O. Jhg . 1920 , ijr . 22 / 23 , N. A. T. '

2 ) . Ebendort , Jh ^. 1921 , Nr . 20/ 21 ,
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Ausser diesen im §1 angeführten Gruppen

von Kindern sind im weiteren Gesetzestext begrenzte

Ausnahmen vorgesehen . So bedürfen Grosseltern keiner

Bewilligung zur Uebernahme ihrer Enkel in Pglege ,

sind nur verpflichtet , die Tatsache der Uebernahme

innerhalb 3 Tagen der Ziehkinderaufsichtsstelle ^nzu ^

zeigen (§6 , Abs . l und §12 ) .

Unter gewissen Voraussetzungen kann auch

beim anderen Kindern als den unter §l ^Abs . 2 genannten ,

von der Beaufsichtigung - allerdings gegen jederzeiti¬

gen Widerruf - ganz befreit werden * (Vgl . §18 ) .

Die Bestimmungen über die Ziehkinderaug -

sichtsstellen ; ihre staatliche Ueberwachung und Kosten

tragung ( §§2 , 3 , 4^) ^ stützten sich auf §l , Abs „4 und

§4 des Gesetzes vom 4 . 11 . 1919 und bilden deren sinn¬

gemässe Erweiterung .

Danach ist es Sache der Landesregierung ,

die Ziehkinderaufschtsstellen und ihre Sprengel zu
bestimmen * Als solche Ziehkinderaufsichtsstellen führt

die Ziehkinderordnung die , in der Begründung zur Vor¬

lage des Staatsrates vorgeschlagenen Ersatzorgane des

Vormundschaftsrates an . ( §2 , Abs . 2 u . 3) . Im Falle die

Bestimmung einer Ziehkinderaufsichtsstelle nicht tun ^

lieh ist ; muss die politische Bezirksbehörde deren

Aufgaben überhehmen (§2 , Abs *5) .
Ein Erlass des Staatsamtes für soziale Ver¬

waltung vom l . April 1919 , Z. 7801 , an alle Landesregie ^

rungen , behandelt ausführlich alle Pflichten , die den

Landesregierungen aus der Ziehkinderordnung erwachsen

und weist darauf hin ^ dass besondere Aufmerksamkeit

der persönlichen Zusammensetzung der Aufsichtsstellen
nach den besonderen lokalen Verhältnissen zuzuwenden

ist * Tatsächlich fand gerade dieser Punkt der Zieh¬

kinderordnung die verschiedensten Lösungen in den

l ) . Vgl . h . o .pag . 3§ .



einzelnen Ländern .

Die Ziehkinderordnung bestimmt Rerner

genau , hinsichtlich der Zusammensetzung und des Wir - '

kungskreises eines von der Ziehkinderaufsichtsstelle

bestellten Ausschusses (§2 , Abs . 4 ) , dem die Erteilung ^

die Verweigerung und der Widerruf der Bewilligung ,

Ziehkinder zu halten , sowie die Befreiung von der

Pflegeaufsicht und deren Riderruf obliegt . Vgl . §§6 ^1

Ueber die tatsächliche Aufsichtsführung ;

der Ziehkinderaufsichtsstellen wird später (§15 )

bestimmt *

Die staatliche Aufsicht über die Ziehkinder ^

aufsichtsstellen wird durca die Staatsämter für

spziale Verwaltung , für Inneres und Unterricht , durch

die Landesregierungen und durch besondere Beauftragte

der benannten Staatsämter ausgeübt (§3 , Abs . l ) . Diesei

gegenüber sind die Ziehkinderaufsichtsstellen daher

zu allen Auskünften und Einblicken in ihre Akten ?

Bücher und Rechnungen verpflichtet . Ausserdem müssen

sie über das Ziehkinderwesen ihres Sprengels in jedei

Verwaltungsjahr einen Bericht an die Landesregierung

erstatten . (§3yAbs . 2) .
Die Ziehkinderaufsichtsstellen sind demnach '

keine staatlichen Behörden , sondern , wie das Staats - '

amt für soziale Verwaltung in seiner Zuschrift vom

12 . Februar 1920 , Z. 2457 , ausspricht ; "mit gewissen ,

staatsobrigkeitlichen Befugnissen betraute , unter

staatlicher Aufsicht stehende Organe , die ebenso¬

wohl einer Landes ** oder städtischen Behörde , als

auch einem privaten Träger der Ziehkinderaufsicht

zugehören können *"^

Die Bestimmungen über die Kostentragung

sind analog jenen im §4 des Gesetzes vom 4 . 11 . 1919

enthaltenen . ^ Bei äer Durchführung ergaben sich

1 ) * Vgl . h . o .pagJ ^ y ?
2) . Siehe "Geschäftsordnung für den Ausschuss der

Ziehkinderaufsichtsstellen " tSuchanek a . a . O. pagll
3 ) . Amtliche Nachrichten , a . a . O. Jng . 1920 , Nr . 7 .
4) . Siehe die entsprechenden Erläuterungen , h . ^ o . pag ^
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Schwierigkeiten von Beitender Gemeinden , weshalb ein

Erlass des Staatsamtes für soziale Verwaltung vom

9*März 1920 , ZI . 6908 / 20 , den UmfaRg der Verpflichtungei

der Gemeinden zur Beistellung genau erklärt *. Dort
;i

wird nochmals betont j, dass jene Gemeinde zur Bei¬

stellung verpflichtet ist , in der die Ziehkinderauf -

sichtsstelle ihren Sitz hat , auch wenn sich deren

Wirkungskreis artxch auf andere Gemeinden erstreckt *

Die nun folgenden §$ 5- 21 enthalten die ,

eigentlichen Sctutzbestimmungen der Zieh - und unehe¬

lichen Kinder * Zunächst steht eine Sonderbestimmung ,

welche hinsichtlich einer gedeihlichen Säuglingspflegt

von grÖ3Stem Inter -sse sind +Während bei allen übrigen

Kindern nur die Uebernahne in Pflege an eine Bewilli¬

gung geknüpft istg hat bei Säuglingen auch die Abgabe

von der Mutter in fremde Pflege 24 Stunden vorher der

Ziehkinderaufsichtsstelle angezeigt zu werden ( §5 ,

Abs *l ) *Der leitende Gedanke bei dieser Bestimmung

war , die oft unüberlegte , au^ wirtschaftlichen Rück¬

sichten geplante , plötzliche Trennung von Mutter und

Kind und damit ein für das Kind go nachteiliges früh¬

zeitiges Abstillen zu verhindern und der Behörde die

Möglichkeit zu bieten , Mutter und Kind unterzubringen ,

Aus der Erkenntnis von der Wichtigkeit der natürlichei

Ernährung für die Lebensfähigkeit des Säuglings ent¬

sprang die noch weitergehende Forderung von Dr *Gustav

RiEIHER , "dass keine Mutter ohne behördliche Erlaub¬
st)

nis ihr Kind überhaupt in Pflege geben darf * " Da

die richtige Durchführung dieser Bestimmung aber

das Vorhandensein bedeutender Geldmittel gefordert

hätte - um wenigstens das Verbleiben des Kindes bei

der Mutter für die Dauer des Bewilligungsverfahrens

zu ermöglichen - musste von dieser Bestimmung Abstand

genommen werden .

lj *. Amtliche Rachrichten , a . 8 , 0 <*Jhg , 1920 HrjTl
2 ) *Vgl . Riether , a *a . O.
2) +VglcSuchanek , a *a *0 * pag +52 +
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Soll die oben genannte Anzeigepflicht von

der Abgabe eines Säuglings von ptaktischem Werte sein ? ,<

muss die Ziehkinderaufsichtsstelle in jedem solchen

Falle raschest einschreiten *Deshalb ist die Anzeige ;t

in dem Sprengel der Ziehkinderaufsichtsstelle zu erstat

ten , wo aie Mutter sich aufhält (§5 ,Abs *2) - nicht wie ,

bei den im §6 vorgesehenen Anzeigen dort ; wo die Pflege

partei ihren ständigen Aufenthalt hat (§7 , Abs . l ) -

und es hat die Anzeige direkt bei der Ziehkinderauf¬

sichtsstelle zu erfolgen ^ während sie sonst bei der

Gemeinde des ständigen Aufenthaltsortes der Pflegeparte ,
erstattet werden kann und von dort an die Ziehkinder¬

aufsichtsstelle weiterzuleiten ist ( §7 , Abs . 2) *

Hinsichtlich der Aufsichtsfüthung finden wir
in den verschiedenen Ländern im wesentlichen zwei

Systeme : das eine macht die Aufnahme von Pflegekindern

von einer vorherigen Erlaubnis abhängig (Konzessions¬

pflicht ) , das andere begnügt sich mit einer nachträg **

liehen Anzeigepflicht , die eine weitere Kontrolle ,

event . Fortnahme des Kindes , zur Folge hat . Das erstere

System finden wir in Preussen ^von 1840 - 1869 und seit

dem Jahre 1879 in Bayern (Bekanntmachung vom 6*11 . 1906 )

und Würtemberg (Gesetz vom 16 . VIH ^1909 und vom 8 *X§

1919 ) . Im deutschen Reichs - Jugendwohlfahrts ^Ges&tz

vom 9. VII . 1922 (R. &. B1. I . S. 653 ) ist der Grundsatz der

vorherigen Erlaubnis beibehalten , doch ist die Möglich - '

keit vorgesehen , die Erlaubnis nachträglich einzuholen

( §20 ) . Dieses gleiche System gilt ferner in Dänemark

(Ges . vom 20 . YV. 1888 u . vom 1 . 111 . 1895 ) , ^ in Norwegen

insoferne , als das Gesetz vom 19 . IV . 1905 die Konzes -

sionspflicht zwar nicht allgemein einführt , sie aber

an jenen Orten zuläsat , w o der örtliche Gesundheits -
2)rat sie anordnet * '

Andererseits finden wir gerade in jenem

l ) *Keller - Klumker , a *a . 0 *pag . 64 u *1200 .
2) * Ebendort , pag . 579 u *1448 *
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deutschen Land , dessen Ziehkinderaufsicht schon vor

einigen Jahrzehnten in höchster Blüte stand , in

Sachsen , nur die Anzeigepflicht . Dem Berichten des

Organisators der Leipziger Ziehkinderanstalt ; Dr . Max '

TAUBE, entnehmen wir , dass die Anmeldung und zugleich

Herstellung des übernommenen Pflegekindes beim Zieh ** '

kinderanzt genügend Garantien für dessen gedeihliche

Unterbringung gab , ja . dass durch diese Einrichtung

oft wertvolle Pflegemütter gewonnen wurden , die sich '

durch eine vorherige Bewilligung hätten abschrecken

lassen . *̂

Aut&h die Anmeldepflicht beschränkt s &ch

auch das englische Kindergesetz von 1908 ( Childrens
2 ) 3 )

Act ) "' und das norwegische Gesetz vom 6 . VI . 1902 .

Oesterreich sieht ein mittleres System vor *
führt

Wohl/ ^ h% die Ziehkinderordnung die vorherige Erwer¬

bung der Bewilligung ein ( §6 , Abs . l ) , doch lässt sie

auch die nachträgliche Anzeige mit der Bitte um Be¬

willigung innerhalb 3 Tagen nach Uebernahme eines

Kindes zu ( §6 , Absl ) * Grundsätzlich sind von der

Konzessionspßlicht ausgenommen Grosseltern , däe ihre

Enkel , sowie Väter oder Mütter , die ihre unehelichen

Kinder in Pflege übernehmen ( §12 , Abs . 1 ) .

Die bei der Ziehkinderaufsichtsstelle ein -*

laufenden Anzeigen haben die im §6 , Abs *4 aufgezählten

Angaben über das Pflegekind , dessen ehelichen Vater ,

Vormund , oder dessen uneheliche Mutter und pber das

Pflegsc ^aftsgericht zu enthalten * Diese Bestimmung

bezweckt , eine zu leichtfertige Aufnahme von Kindern ,

deren Herkunft den Pflegeeltern unbekannt ist , zu

verhüten * Die Angaben können von der Ziehkinderauf¬

sichtsstelle überprüft werden (§6 , Abs . ö ) .

Jedenfalle muss vor Erteilung der Bewilli¬

gung von der Ziehkinderaufsichtsstelle nach deren

1 ) . Vgl . Taube "Schutz der u *e . Kinder in Leipzig "a . a . O.
2 ) . Keller - Klumker , a . a . O. pag . 1529 u . 1369 .
5 ) . Ebendort , pag . 1477 .
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freiem Ermessen festgestellt werden , ob die im §8

verlangten Voraussetzungen erfüllt sind oder nicht *

Zu diesen Ermittlungen kann die Hilfe der Gemeinde¬

vorsteher , Seelsorger und Schulbehörden herangezogen '
i

werden , eine Bestimmung , die zu einer möglichst objek -

tiefen Beurteilung der Sachlabe höchst notwendig und

wertvoll ist (§9 , Abs *l ) *

Für die Erteilung der Bewilligung sind vor

allem verlässliche persönliche Eigenschaften (§8 , Abs *2

a^ byCp) , sowie einwandfreie gesundheitliche - und

Vtiohnungsverhältnisse der Pflegepartei gefordert (§8 ,

Abs *2 , a.) +

In Ausführung dieser Bestimmungen legt ein

späterer Erlass des Staatsamtes für soziale Verwaltung

vom 23 *VI *1920 , Z*15l23 , betreffemd die Bekämpfung des
Alkoholmissbrauches bei der Aufsicht über Ziehkinder

und uneheliche Kinder den Aufsichtspersonen der Zieh -
!

kinderaufsichtssteilen ausdrücklich zur Pflicht , da -

rauf zu achten , dass keine Verabreichung von Alkohol

an solche Kinder erfolgt , und bei jedem Missbrauch

sofort die Anzeige an die Ziehkinderaufsichtsstelle

zu erstatten , die dann mit den nötigen Massnahmen
1

vorzugehen hat * ^

Treffen alle Voraussetzungen zu , wird die

Bewilligung - in der Regel nur für ein oder zwei Zieh -*

Kinder , ausnahmsweise bei Familiengruppen oder Jugend -

fürsorge - Anstalten auch für eine grössere Anzahl vom

Kindern (§8 , Absl „) - durch Ausfertigung eines Pflege¬

buches erteilt . (§9 , Abs . 2 ) Die Bewilligung kann ver¬

weigert , aber auch jederzeit widerrufen werden , wenn

die Bedingungen des §8 , Abs . 2 u *3 Dicht mehr zutreffen !

oder das Kind in seinem geistigen , sittlichen und

leiblichen Wohl durch die Unterbringung gefährdet ist *

(§10 , Abs „l ) .
.M

Die Ziehkinderordnung nimmt hier auch auf

1) . Amtliche Nachrichten , a *a . 0 *Jhg *1920 , Nr *14/ 15 *
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die Pflegepartei Bedacht ; und bestimmt ?dass dieser

nicht nur die Verweigerung und der Wi/ derruf ? sondern

auch die Gründe ? die da ^%u führten , schriftlich be¬

kanntzugeben sind ( §9pAbs . 8 , §10yAbs *2 ) . Der Pflegepar - '
!

tei steht innerhalb 14 Tagen die Beschwerdeführung

ohne aufschiebende Wirkung bei der zuständigen Bezirks¬

hauptmannschaft offen ( §22 ) . ^ '

Um jeden Missbrauch von Seiten der Pflegepartei

zu verhüten ? sind von der Verweigerung oder dem Wider¬

ruf ausserdem zu verständigen die Person ? die den

Unterhalt des Kindes bestreitet ? sowie das Vormund¬

schaftsgericht ( §9 ?Abs *3^ ?§10 ?Abs . 3 ) +

Die Ziehkinderaufsichtsstelle darf sich nicht

damit begnügen ? die Verweigerung oder den Entzug der

Bewilligung auszuspeechen . Sie hat als praktisch viel

wichtigere Aufgabe ? zugleich für die - im Notfall

sofortige - Abnahme der Kinder von solchen Pflegepar -
!

teien und für die vorläufige anderweitige Unterbrin¬

gung auf Konten dessen ^ der den Unterhalt bestreitet ?

zu sorgeno (§139Äbs <,l ) *In Ausübung dieser Pflicht ?sind

der Ziehkinderaufsichtsstelle hervorragende Rechte

eingeräumt ? die nach den Bestimmungen des A. B. &eB.

eigentlich nur dem Vormundschaftsgericht zustehen

würden * Falls aber die Verfügung eines Vormunoschafts -

gerichtes ohne Gefahr für das Kind nicht abgewartet

werden kann ?hat die Ziehkinderaufsichtsstelle das Recht

auch Pflegeparteien ? die selbst Vormund des Kindes

sind ?sowie Grosseltern und unehelichen Eltern die bei

ihnen befindlichen Kinder abzunehmen und für deren

vorläufige anderweitige Unterbringung zu sorgen ( §13 ?

Abs *2u *ä ) . Solche Verfügungen der Ziehkinderaufsichts - '

stellen ^elten allerdings nur vorläufig ?die entgültige

Entscheidung verbleibt dem Vormunßechaftsgericht .

( §13 ?Abs . 3 ) * Es stanß zu erwarten ? dass solchen zwange -
-- - - . . - - - - t['

1 ) +Die Jugendfürsorge in Nieder - Oesterr * ?a . a . O. IV . Jhg .
9/ 10 ? Mai 1921 ?"Verweigerung der Bewilligung zum
Halten von Ziehkindern ".



weisen Abnahmen grosse Widerstände von Seiten der be ^

treffenden Partien entgegengebracht würden , so dass

die Vollzugsanweisung in einem ausspricht , dass alle

zuständigen Behörden den Ziehkinderaufsichtsstellen
!

die nötige Hilfe zu leisten haben (§13 , Abs . 3) . Dass in

solchen Fällen eine Verbindung von Ziehkinderaufsicht

mit amtlicher Vormundschaft besonders günstig und

zweckdienlich ist , liegt auf der Hand , und will hier

nur erwähnt ^ später ausführlicher besprochen werden .

Analog der Anzeigepflicht bei Uebernahme

eines Kindes ^ besteht für die Pflegepartei die Pflicht , '

jede Abgabe , oder den Tog. eines Ziehkindes innerhalb

24 Stunden der Ziehkinderaufsichtsstelle anzuzeigen ,
die in letzterem Falle bei dem Verdacht eines Verschul¬

dens dritter Personen die entsprechenden Massnahmen zu

ergreifen hat (§14 ) .

Zielen die letztgenannten Bestimmungen auf
i

den besonderen Schutz der Ziehkinder und unehelichen

Kinder hin ^ so befassenlaich die folgenden mit der Auf¬

sicht über dies Kinder , den Trägem der Aufsicht und

ihrem Wirkungskreis , als sinngemässe Erweiterung des

§2 des Ziehkindergesetzes .

In der geregelten und ständigen Ueberwachung

liegt das Schwergewicht aller Schutzmassnahmen für die
Zieh - u . unehelichen Kinder * Diese baut sich auf die

Tätigkeit un# Fähigkeit ^ er Aufsichtspersonen auf ,

weshalb die Ziehkinderordnung genauest über diese

bestimmt . Dreierlei Arten von Aufsichtspersonen sind

im §15 vorgesehen :

1) . Ziehkinderärzte , denen die Leitung der gesund¬

heitlichen Ueberwachung überhaupt , die Untersuchung

aller neu aufgenommenen Kinder im besonderen ob¬

liegt (§15 yAbs. l u . 5 und §17 ) . Daneben hat er

aber auch fürdie Belehrung und Beaufsichtigung

der Pflegeeltern und , was für die Organisation der i
Ziehkinderaufsichtsstelle von Nichtigkeit ist ,
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der bespldeten und ehrenamtlich tätigen Fürsorge ^

rinnen ^ beziehungsweise Herlferinnen , in gesundheif -'

liehen Fragen zu sorgen .

2 ) . Besoldete Fürsorgerinnen oder Pflegerinnen , events '
i

männliche Aufsichtspersonen bei Knaben über 6 Jahi

3) * Ehrenamtlich tätige Frauen unü Männer *

Die Eiehkinderordnung sieht zwar auch

ehrenamtliche Kräfte als Beauftragte der Ziehkinder¬

aufsichtsstellen vor , aber erst in zweiter Linie * DiJ '

Arbeit eines Aufsichtsorgans ist viel zu umfangreich ,

verantwortungsvoll und schwierig , verlangt so reiche <

Fachkenntnis und Erfahrung und ist in ihrer Ausführun

mit so viel Hindernisse ^ und Widerständen verbunden ,

dass nur die hauptamtlich tätige , geschulte , in
t

schwierigen Situationen unter dem Zgang ihrer Pflicht

stehende Pflegerin allen Anforderungen gerecht zu

werden vermag . Die ehrenamtliche Pflegerin erfasst
i

selten die Fürsorge in ihren Zusammenhängen , urteilt

deshalb selten objektiv , sondern lässt sich viel zu

sehr von momentanen subjektiven Empfindungen und Ein

drücken leiten * Auch siellt sie selten eine stets

verfügbare Kraft dar , für deren Dienste , da ihnen

der Gegendienst fehlt , sie nicht voll zur Verantwor¬

tung gezogen werden kann * Deshalb der eanmütige Ruf

aller Fachmänner nach besoldeten Pflegerinnen , *̂ neben

denen der Wert ehrenamtlichen Hilfstätigkeit gerne

anerkannt wird *

Die Bestellung der Aufsichtspersonen er -

folgt durch die Ziehkinderaufsichtsstelle und. wird

von dieser und der politischen Behörde Islnstanz

schriftlich beurkundet (§16 ; Abs . l ) *^

Die Hauptaufgaben und Pflichten der Für *"

sorgerinnen und Helferinnen sind im §15 ^Abs *2 u<, 6

und §16 , Abs *2 angeführt und zugleich mit den Vor -

1) . Vgl . Pütter , Riether ^Taube , a . a *0 .
2 ) . Vordruck Nr *4 zur Ziehkinderordnung , herausgegeben

vom Staatsamt für soziale Verwaltung .



Schriften für die Ziehkinderärzte in der Dienstanwei¬

sung für die Aufsichtspersonen der Ziehkinderaufsichts ^

stellen näher erläutert . *̂ Sämtliche Vorschriften zie¬

len darauf hin , die Aufsichtsorgane in fortwährende

Kenntnis aller Verhältnisse der Ziehkinder zu setzen ,

um bei etwaigen Misständen sofort , ehe noch Schaden

angerichtet werden konnte , einzugreifen * Als Erleich¬

terung dieser Aufsichts - u . Evidenzführung finden , wir

deshalb in der Ziehkinderordnung genau über den Gebrauch

von Pflegebuch und Pflegekarte verfügt ( §15 , Abs +4 . u . 5 ,

§17 , AbSa2 ) , sowie die Führung von Verzeichnissen über

die Pflegekinder , geeignete und ungeeignete Pflegepar¬

teien angeordnet ( §2i ) * Die Muster des Pflegebuches

und dieser Verzeichnisse sind , wie früher ^erwähnt , der

Ziehkinderordnung beigefügt , während das Staa &samt für

soziale Verwaltung fünf weitere Vordrucke zur Zieh -
2 )

kinderordnung herausgegeben hat .

Von besonderer Wichtigkeit sind noch die

Bestimmungen des §19 der Zieh - K. O. über das Verhältnis

der Aufsicht zur Vormundschaft . Wenn das österr . Zieh -

kindergesetz die Verbindung voä Ziehkinderaufsicht

mit einer amtlichen Vormundschaft zwar nicht fordert ,
"3 )

wie dies besonders in Deutschland der Fall ist , so

ist beim Vorhandensein einer Generalvormundschaft , die

von einem öffentlichen Verwaltungskörpet getragen wird ,

doch diese als hervorragend geeignete Behörde anzusehen <

Eine solche Generalvormundschaft , z . B. ein städtisches

Jugendamt oder eine Landesberufsvormundschaft , behält

daher die Aufsicht über jene Ziehkinder , die zugleich

ihre Mündel sind , bei , auch wenn sie nicht als Zieh¬

kinderaufsichtsstelle bestimmt worden ist * Diese primäre

Stellung der Generalvormundschaft erklärt dich auä der

Erkenntnis , dass "die regelmässige Zahlung des Zieh -

1) . Vordruck Nr <, 5 der Zieh - K. O+
2) . Suchanek a . a *0 * pag 78 . - Vgl . dazu Erlass des Bpndes *

Mini st . für soz . Verwaltg . vom 8 . 111 *1921 , Z. 4872 ,
über Drucksorten zur ^ ieh - K. O. (Amtliche Nachrichten
a . a . O. Jhg . l921 , Nr *7 )

3) . Taube , "Schutz der u . e . Kinderin L. ", a . a . O. pag . 46 ff *
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geldes Lebensbedingung Rur das uneheliche Kind ist ", *̂

und aus der Tatsache , dass diese Zahlung am raschesten ,

von einer amtlichen Vormundschaft sichergestellt wird * ,

Besteht keine G-eneralvormundschaft , so ist ,

die .Ziehkinderaufsichtsstelle , auchjswenn sie nicht

Vormund des Ziehkindes ist ? verpflichtet , die Pflege¬

parteien bei allen erforderlichen Massnähmen zur

Feststellung und Einbringung des Pflegegeldes zu

Ünterstützen ( §19 , Abs . 2 ) . !

^ie Ziehkinderordnung sieht schliesslich

eine Anerkennung und Belohnung ; besonders verdienter

Pflegeparteien vor ( §20 ^ *

Alle nach dem Ziehkindergesetz und der

Ziehkinderordnung in Betracht kommenden Pflichtver¬

letzungen unterstehen der Strafandrohung des §3 des

Ziehkindergesetzes . Den Pflegeparteien steht aber eine

auf Grund der Ziehkinderordnung ergangene Entscheidung

oder Verfügung ein im §22 bestimmtes Beschwerderecht

ohne aufschiebende Wirkung zu *

Ueber den Wirksamkeitsbeginn verfügt die

Vollzugsanweisung ; dass die Bestimmungen des §2 , die

Bestellung der Ziehkinderaufsichtsstellen , mit dem

Tage der Kundmachung , d. i . am 2 <*April 1919 in Kraft zu

treten haben , die übrigen Vorschriften am l *September

1919 ( §24 , Abs *l ) . Die Annahme , dass bis zu däesem

Z^ tpunkt die Ziehkinderaufsichtsstellen ihre Tätig¬

keit übernehmen werden können , erwies sich als unrich¬

tig , weshalb die Vollzugsanweisung des Staatsamtes

für soziale Verwaltung im Einvernehmen mit den Staats¬

ämtern für Inneres und Unterricht , für Justiz und für

Fianzen vom 50 *August 1919 , St *G-. Bl *Nr . 442 , den Vüirk-

samkeitsbeginn abänderte und auf den 1 *Jänner verlegte .

Desgleichen bezogen sich danach auch die Uebergangs -

bestimmungen des §24 , Abs +2 nicht auf den 30 *September
.. t'

1 ) . Taube , "Schutz der ti . e . Kinder in L. " a . a . O. pag *46 ff '
Spann , a *a *0 . - Reichs - Jugendwohlfahrtsgesetz vom
9. VII *1922 ,R . G*B1 . I . S 633 , §35 .

2^*
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1919 ; sondern auf den 31 . Jänner 1920 .

Um das lebendige Inkrafttreten der Vollzugs *

anweisung zu sichern ^ erging kurz vor dem wirksam -

keitsbeginn ein Erlass des Staatsamtes für soziale Ven

waltung vom 12 +Bezember 1919 , Z*34179 , betreffend "die

Verlautbarung des Wirksamkeitsbeginnes und der wesent¬

lichsten Bestimmungen der Ziehkinderordnung " an alle

politischen Behörden I . Instanz **̂ Beigefügt war dem

Erlass eine Kundmachung , die den Ziehkinderschutz kurz ' '

erklärte , die wesentlichsten Bestimmungen über die

Konzessions - u . Anzeigepflicht , sowie über das Inkraft¬

treten der Ziehkinderordnung und die zustän¬

digen Ziehkinderaufsichtsstellen enthielt * Der Erlass

wies die politischen Behörden I . Instanz an ^ für die

genügende Verbreitung dieser Kundmachung Sorge zu

tragen .

<3- (3- ^ 1.0
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iii . :

In der Bestimmung der Ziehkinder **

aufsichtsstellen nach §2 der Zieh - K. O. wichen die

einzelnen Bundesländer stark von einander ab * Sie i

entnahmen teilweise auch innerhalb ihres Landes die

Ziehkinderaufsichtsstellen den verschiedensten Orga¬
nisationen .

ln V*den übernahmen die städtischen

Bezirksjugendämter einheitlich die Ziehkinderaufsicht

mit der gleichen Sprengeleinteilung , wie sie bezüglic
der städtischen Berufsvormundschaft sbhon bes &and .

Diese Zusammenlegung der verschiedenen Fürsorgezweige

gestaltete sich zu einer besonders günstigen Massnah¬

me, als mit Beschluss des Wiener Gemeinderatsaus¬

schusses III vom 22 +Februar 192 ^ die städtische Be- ;

rufsvormundschaft in eine Generalvormundschaft im

Sinne des §8 A. B*G. B. und der Vdg. des Justizministe - ,
riums sowie des Ministeriums des Inneren vom 24 ?Mai

1916 ,R*&*Bl ,.Nr <,195 , umgestaltet wurde * Deren Vormund - ,
schaft unterstehen automatisch alle nach dem 14 *März .

1922 in ^ien geborenen unehelichen Kinder , die nach r

den gesetzlichen Bestimmungen der Zuständigkett eines

Wiener Vormundschaftsgerichtes unterworfen sind und

keine gesetzlichen Vertreter haben . Damit mar jene

Zäst , - Arbeit - u *Geldsparende Organisation geschaffen ,
äie Dr *M+Taube hinsichtlich der Ziehkinder in seiner

vorbildlichen Ziehkinderanstalt in Leipzig angestrebt
2 )

und bereits 1886 erreicht hatte * Die enge Verbin¬

dung mit der Säuglingsfürsorge wird , wie sie von Dr.
3 '

S. Reiss angebahnt wurde , ' weiter aufrecht erhalten ,

sowohl dort wo aie Bezirksjugendämter selbst däe

Säuglingsfürsorge durchführen , als auca ,wo sie von

privaten Vereinen betrieben wird .

1 ) . Amtliche Nachrichten , a . a . O. Jhg , 1922 , Nr . 5 , N. Ay Teil ;
2 ) . Taube , "Schutz der u . e ^Kinder in L" , a . a . O. pag . 26 .
3) . Vgl . h . o . pag . 33 .
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In Nieder - Oesterreich war bereits im

Jahre 1916 eine Landesberufsvormundschaft gegründet

worden . Durch den Beschluss der provisorischen nieder ^

österr -s Landesversammlung vom 9sApril 1919 geschah

die Umgestaltung der Landesberufsvormundschaft zu '

einem Landesjugendamt ^ ^das "die Hauptstelle der im

autonomen Wirkungskreis der nieder ^ sterr . Landesver -
o ) ,

waltung geschaffenen Jugendfürsorge - Einrichtung ist *" '

Noch im gleichen Jahr führte das nieder ^ österr . Landes - ;

Jugendamt in sämtlichen 70 Gerichtsbezirken von Nieder **

0estcrr *di3 Organisation der offenen Jugendfürsorge

auf berufsvormundschaftlicher Grundlage durch . Damit

war die Vorbedingung einer lückenlosen Ziehkinderüber **

wachung gegeben und es wurden tatsächlich die am Sitze

der Bezirksgerichte bestehenden Berufsvormundschaften -

des n *s?6 Landesjugendamtes für den betreffenden Gericht '

bezirk zu Ziehkinderaufsßchtsstellen bestimint *^ ^ Das

n *ö . Landesjugendamt wandte gleich nach der Uebernahme

dieser Angelegenheiten ein Hauptaugenmerk der Beschaf¬

fung guter und vieler Pflegeplätze tu .e Rundschreiben '

an die Berufsvormundschaften forderten zur BBreithal *-

tung von guten Reservepflegeplätzen aufs Zugleich wurde '

vor zu viel Pflegeplätzen in Industrieorten gewarnt *

Es gelang auch , besonders im Waldviertel , geeignete

Pflegestellen zu finden . Ferner machte das n . ö +Landes -

jugendamt im Sinne der im §8 , Abs *l der Zieh - K. O* er¬

wähnten Familiengruppen den Versuch ? durch Bei Stellung '

von Pachtgütern ; Vieh - u . Naturalzuwendungen , sowie
4 ) '

durch Kreditgewährung , Kindersiedlungen zu gründen *

Durch die amtlichen Nachrichten des n . ö *

Landesjugendamtes , 'tPie Jugendfürsorge in N. OE. 't , be¬

steht unter den einzelnen Berufsvormundschaften ein

lebhafter Austausch von Angebot und Nachfrage hinsicht -
i

1 ) *Amtliche Nachrichten , a *a . 0 . Jhg *1919 , Nr . 7 , N*A*Teil *
2 ) . Kundmachung dea n *ö . Lanaesrates v *22 . V*1919L *G*31 *l ^
3) . Amtliche Nachrichten , a . a . O. Jhg . 1919 , Nr . 7 , N. A . Teil ;

und Jhg *1980 , Nr . 7 , '* "
4 ) * " " a . a *0 *Jhg *1920 , Nr . 2/ 5 .



lieh der Pflegeplätze und Pflegekinder , der zur recht -

zeitigen und befriedigenden Lösung vieler Schwierig¬

keiten wesentlich beiträgt . Ein weiterer Vorteil dieser ,

einheitlich durchgeführten und zentral geleiteten ^ mit

allen Zweigen der offenen Fürsorge verbundenen '

Ziehkinderaufsicht ist das sichere Erfassen und stän¬

dige Ueberwachen der Pflegekinder ; so dass nicht mit

dem Abzaähen von Kindern in andere Gegenden des Landes

auch ein Entziehen der Aufsicht erreicht würde , wke es

in anderen Bundesländern leider noch der Fall ist .

Die Landesregierung von Ober . Oesterreich

musste beim Inkrafttreten der Zieh - K. O. an sechserlei

Organisationen die Agenden einer Ziehkinderaufsichts -

stelle übertragen ^ ^ Wohl hatte der o *ös Landesrat

ih der Sitzung vom 14 , .März 1919 die Errichtung eines j

Landesjugendamtes beschlossen , das ebenfalls die Zen - '

trale der gesammten öffentlichen und privaten Jugend¬

fürsorge darstellen sollte , doch konnten anfänglich ^

nur die in 13 Gerichtsbezirken für ihren Sprengel er¬

richteten Generalvormundschaften zur ^iehkinderaufsicht ,

herangezogen werden * Für Linz und Steyr wurden die

städtischen Jugendämter für das betreffende Stadtgebiet -

ferner als private JugendfürsorgeorganisatioRRa für

4 Gerichtsbezirke die Kinderschutzvereine , für 24 §e -

richtsbezirke die Zweigvereine des Militär - Witwen - u .

Waisenvereins un & für die in bestimmten katholischen

Erziehungs - u *Waisenanstalten untergebrachten Kinder ;

das Diözesan - Jugendsekretariat in Linz zu Ziehkinder -

aufsbhtsstellen bestimmt . Drei Bezirkshauptmannschaften

mussten einstwei &en selbst die entsprechenden Aufgaben ,
, 2)
besorgen *

Im Laufe der letzten Jahre ging die praktische

Ziehkinderaufsicht immer mehr in die Hände des sich
i

rasch ausbreitenden und aufblühenden Landesjugendamtes '

über * Berufsvormund und Fürsorgerin gehörten in jedem iy

1 ) . Suchanek , a . a +0 . pag . ll5 .
2 ) . Amtliche Nachrichten , a *a . 0 . Jhg *1919 , Nr *17 , N. a *Teil .



Bezirk dem Ziehkinderausschuss an und waren mit weni -

gen Ausnahmen die einzigen Personen , die Zf ^t , Eignung '

und Willen zur Fürsorgearbeit hatten . Die Bestrebungen ,1
' ^

der letzten Zeit zielten deshalb darauf ab , die ent -

sprechenden Vdgy der * Landesregierung dahin abzuändem :

dass ausser den städtischen Jugendämtern in Linz und

Steyr und den oben genannten katholischen Anstalten ,

die Berufsvormundschaften des Ot.ö * Landesjugendamtes

als alleinige Träger der Ziehkinderaufsichtsstellen

fungieren . *̂ Damit wäre auch häer eine von geschulten

und besoldeten Kräften geleistete Qualitätsarbeit

gesichert .

Aehnliche Bestrebungen , von privaten

JugendfürsorgeorganisatioR &a als Ziehkinderaufsichts¬

stellen ausgehend , zur einheitlichen Zusammenfassung ;

bei städtischen od^r Landesjugendämtern hinüberzuleite

finden wir in Salzburg und Steiermark .

In ertserem Lande wurde jdie Ziehkinder ?

aufsichtjfanfänglich grundsätzlich den Bezirksstellen

des Landes - Verbandes des Militär - Witwen - u . V̂aisenfonds ,

sowie den Bezi &ksvereinen für Kinderschutz und Jugend¬

fürsorge , als dem Mittelpunkt der freiwilligen Jugend -

fürsorge für das Lana Salzburg übertragen . ' In der

Sitzung vom 26 . April 1921 beschloss der Salzburger

Landesrat die Errichtung eines Landesjugendamtes für

das Land und die atadt Salzburg , sowie die Einführung '

der Landesberufsvormunaschaft , so zwar ^ dass emne

Rauptstelle in der S&ädt Salzburg und je eine Bezirks - ,

^erufsvormundschaft in jedem G-Brichtsbezirk errichtet

wird , in deren Wirkungskreis die gesammte Jugend - und , ,

damit auch die Ziehkinderfürsorge fällt . ' Die Orga¬

nisation ist noch in den Anfängen ihrer Entwicklung

begriffen , die Ziehkinderaufsicht deshalb noch stark
. _____ '

1 ) . Der Entwurf wurde in eben dieser Fassung von der
Lds . Reg . angenommen und tritt ab 1 . IV . 1925 in Rraft -
Siehe L. G. u . Vdg. Bl . für 0 . Oe . von 1925 , 13 *Stück , Nr *8^ t

2) . Amtliche Nachrichten , a . a . 0 . Jhg . l920 , Nr . 18 , N. a . Teil .
3) . " " a . a . O. Jhg . 1920 , Nr *16/ 17 , N. a +T. '
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auf die freiwillige Fürsorgetätigkeit ehrenamtlicher

Kräfte angewiesen . Als fachliche ausgebildete und beruf -

lichntätige Aufsichtspersonen kommen hauptsächlich die

Organe der mit Rilfe des Amerikanischen Roten Kreuzes

gegründeten und geführten Säuglingsfürsorge in Betracht ^

deren Ueberwachung deshalb von besonderer praktischer

Bedeutung ist *

In der Stadt Graz bot das bereits am

lö . Mai 1917 gegründete städtische Jugendamt dae sicher¬

ste Gewähr für die sinngemässe Durchführung des Zieh¬

kinderschutzes . Noch im Jahre 1920 nahm dieses trotz

der vielen Anfangsschwierigkeiten bereits 5000 Kinder

unter seine Aufsicht ; die fast alle der ärztlichen

Untersuchung zugeführt und in er . 17 . 000 Hausbesuchen

überwacht wurden - eine für das erste Jahr der Wirk "
1 )

samkeit bedeutende Tätigkeit *

Im Lande Steiermark wurde %nebe % der

politischen Expositur in Knittelfeld und einer Reihe

von Bezirkshauptmannschaften ebenfalls die Bezirks¬

vereine für Kinderschutz und Jugendfürsorge für 21

Gerichtsbezirke als Ziehkinderaufsichtsstellen heran¬

gezogen * Nach dem Muster Nieder - Oesterr . hatte bereits
im Jahre 1919 der steiermärkische Landesrat die Errich¬

tung eines Landesjugendamtes beschlossen und die Ein¬

führung der Landesberufsvormundschaft beantragt . Beide

Anträge wurden vom steiermärkischen Landtag in der !

Sitzung am 4 . Juli 1919 angenommen * In den Wirkungskreis . :

des Landesjugendamtes wurde von vorne her ^%n die Durch¬

führung des Ziehkindergesetzes , insbesondere die Schaf - ,;
r * \

fung von Ziehkinderaufsichtsstellen einbezogen . ^ Diese

Neuorganisation ist noch nicht abgeschlossen , da mit

Ende des Jahres 1924 nicht in allen Gerichtsbezirken

Landesberufsvormundschaften errichtet wareh * Die Orga - :
i

nisation der Ziehkinderaufsicht geht jedoch ausschliess *' .
3 f.

1 ) . Amtliche Nachrichten , a *a . 0 *Jhgt ,1922 , Nr *5 , N. a *Ieil .
2 ) . " " a . a . O. Jhg . 1919 , Nr . 13/ 14 und

" " a *a . 0 . Jhg *1921iNr . 4/ 5 , N*a . Teil .



62 .

lieh vom steiermärkischen Landesjugendamt aus , das nach

Einvernehmen mit den örtlichen Faktoren die passendste

Stelle mit den betreffenden Abenden betraut . Nach dem

Stand vom 51 . Dezember 1924 gelten als Träge ? der Zieh¬

kinderaufsicht noch , w&e oben erwähnt , die politische

Expositur Knittelfeld für den betreffenden Gerichts¬

bezirk mit Ausnahme der Stadt Knittelfeld , die Bezirks¬

hauptmannschaften für 8 Gerichtsbezirke , die Kinder¬

schutz und Jugendfürsorge - Vereine nicht wie anfänglich ,

für 21 , sondern nur mehr für 10 Gerichtsbezirke . Für

das übrige Land haben die inzwischen errichteten

Jugendämter und Landesberufsvormundschaften neben den

anderen Aufgaben der Juhendfürsorge die Ziehkinderauf¬

sicht übernommen . Manche der zwar nominell errichteten

Ziehkinderaufsichtsstellen können infolge schwieriger

örtlicher Verhältnisse und fehlender Geldmittel nicht

arbeiten . .Umsomehr geht das Bestreben des steiermär ^

kischen Landesjugendamtes nach der einheitlichen , ihrer

Kompetenz unterstehenden Ausgestaltung der Ziehkinder¬

aufsicht . Die Bemühungen des Landes Steiermark um die

gute , sinngemässe Durchführung der Zieh - K. O. sind in

Anbetracht der ausserordentlich hohen Zahl der dort '

festgestellten Ziehkinder , die mit Ende 1924 er . 59 . 0000 '

betrug , besonders wertvoll . "̂ Damit ist nahezu die in

der Begründung der vom Staatsrat eingebrachten besetze

Vorlage zum Gesetz über den Schutz von Zieh - u . unehelich '

Kindern für alle Bundesländer zu Grunde gelegte Zahl
2 )von 40 *000 Kindern erreicht * ' Wir finden ih dieser

hohen Zahl aber eine Uebereinstimmung mit der Zählung

von 1910 ? die ne ^en Kärnten in Steiermark die Höchste
3)

Pflegekinderhaltung feststellte .

Im Heft Nr . 16 / 17 Jhg . 1920 der Amtliche .

Nachrichten des Bundesministeriums für soziale Verwaltu
i

wird betreffend der Ziehkinderaufsichtsstellen berichte

1 ) *Laut Auskunft des steiermärkischen Landesjugendamte ,' '
vom 16 . IV . 1925 , ZI . 2400 / 1925 .

2 ) . Vgl . pag +41 *h . o .
5) . Vgl . h . o * pag . 4 .



dass diese in allen Ländern , mit Ausnahme von Kärnten ,

errichtet sind *

Die Entwicklung der Ziehkinderaufsicht

ging dort auffallend langsam und unter besonderen

Schwierigkeiten vor sich . Erst seit 1 *Jänner 1921

fungiert das mit 1 . Oktober 1920 für das Gemeinde -
städtisc

gebiet der Stadt Villach in Tätigkeit getretenes l )
^ ^ ugendamt auch als Ziehkinderaufsichtsstelle *

Diem Zahl der Ziehkinder erreichte bald äinige Hunder .

die teilweise auch als Mündel oder in der Säuglings¬

und Schulfüesorge mit erfasst wurden . Für das übrige

Land bestimmte im Laufe des Jahres 1921 die Kärntner

Landesregierung die Bezirksvereine für Jugend - u .

Kriegshinterbliebenenfürsorge in 25 Ortsgemeinden als
2 )

Ziehkinderaufsichtsstellen . Dem mit l Ŝeptember 192 *

errichteten Kärhtnerischen Landesjugendamt wurde dann

neben den Aufgaben der Rechts - Unterhalts - gesundheit¬

lichen - u . Erziehungsfürsorge auch die Aufsicht über
3 )

die Ziehkinder übertragen . ' Die Ausgestaltung des

Landesjugendamtes und damit der Ziehkinderfürsorge ^
die von Klagenfurt als Sitz der Landesberuf svormund -

schaftsstelle ^ ihren Ausgang nahm, geht nur langsam

von statten . Aus den Tätigkeitsberichten über die

Jahre 1920 und 1921 entnehmen wir , dass besonders

"die Organisation der Ziebkinderaufsicht grossen

Schwierigkeiten begegnet , da für diese Art der Für¬

sorge in der Bevölkerung noch kein Verständnis besteht

und die Anmeldung der in Pflege genommenen Kinder
4 )

meist unterlassen wird . " neben günstigen Fortschrit¬

ten besonders beim Ausbau der Generarvormundschaft

berichtet das Landesjugendamt über seine Tätigkeit

im Jahre 1923 , dass sich die Ziehkinderaufsicht

weniger einleben konnte , doch begründete Aussicht be -

l ) . Amtl * Nachrichten , a . a . O. II . Jhg „1920 ?Nr . 11 u . Jhg .
1921 , Ni?l . - Zeitschrift für Kinderschutz , a . a . O.
XV. Jhg . Nr . 10 , pag . 176 .

* 2 ) *Amtl * Nachridhten , a *a <,0 *Jhg . l921 , Nr . 18 / 19 *
3 ) . " " a . a . O. Jhg . " Nr . 20/ 21 , u . Jhg . 192

Nr . 1/ 2
4 ) Ẑeitschrift für Kinderschutz , a *a <,0 *XV*JHg , 1923 , Nr .

pag . 85 *



stehe , dass die bestehenden Schwierigkeiten überwunden '

werden *

Aus den politischen Verhältnissen erklärbar '

führte das Burgenland die Ziehkinderaufsicht noch spä - ,

tcr durch , u ^z êrst mit der Einführung der von der bur -

genländischen Landesregierung in der Sitzung von 6 .

Oktober 1922 beschlossenen Landesberufsvormundschaft ,

in Anlehnung an & diese .

Tirol und Vorarlberg gingen bäsher in diesei

Frage von der Entwicklung der übrigen Länder unabhängig

vor *

In Vorairberg wurden anfänglich vorwiegend

die Vormundschaftsräte mit der Ziehkinderaufsicht be¬

traut ; währena sie heute fast ausschliesslich in den

Händen der Geschäftsstelle Feldkirch des Jugendfürsorge *

Vereines für Tirol und Vorarlberg liegt .

Hinsichtlich Tirol bestimmte vorerst eine

Kundmachung der Landesregierung vom 22 *Juli 1919 , G- Z1XI .

427 / 4 über die Ziehkinderaufsichtsstellen und ihre

Sprengel nach Anhörung des Jugendfürsorge -*Vereines für

Tirol und Vorarlberg , als Landesorganisation für Kinder

schütz und Jugendfürsorge , die Heranziehung von 6 ver -

schiedenen Jugendfürsorge - Organisationen . "

Für das Stadtgebiet Innsbruck wmrde das

städtische Jugendamt zur Ziehkinderaufsichtsstelle be -
' !

stellt , das ja bereits seit der Magistratsverordnung

vom l . Juni 1918 das Pflegekinderwesen überwachte . Die

entsprechende Tätigkeit konnte deshalb sofort in Angriff '

genommen , beziehungsweise weitergeführt werden , so dass

schon im Jahre 1920 dem Amt über 600 Pflegekinder unte ^ - !

Stande , deren Zahl sich im 2 *Jahr der Wirksamkeit der

Ziehkänderaufsicht auf 1000 erhöhte und mit Ende des

1 ) . Amtl * Nachrichten , a *a „0 . VI *Jhg . 1924 , Nr . 6 , N. a . T.
2 ) . Zeitschr *für Kinderschutz , a . a *0 . Jhg . l925 , Nr . lpag *4 .
3 ) . Laut mündlicher Information beim Jugendfürsorge -

Verein für Tirol u . Vorarlberg in Innsbruck .
4 ) . Bote für Tirol , Jhg +105 , Nr . 67 vom6 . VIII . 1919 * !'
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Jahres 1924 1107 betrug . *̂ Die amtliche Ueberwachung '

ist hier so geteilt , dass die Säugl &nge und noch nicht

wpschulpflichtigen Kinder dem Fürsorgearzt ; die Schul -
2 )

kinder dem Schularzt zugewiesen sind .

Von den in Betracht kommenden 519 Gemeinden

des Landes fielen anfänglich die grösste Anzahl , näm- '

lieh 182 den Vormundschaftsräten zu , die zweitgrösste

Anzahl , 119 , den Sektionen des Jugendfürsorge - Vereines ,

weitere 9 Gemeinden der Generalvormundschaft des Lan¬

desverbandes Barmherzigkeit , 8 dem Kinderfürsorge ^Xereii

in Windisch - Matrei und die Gemeinde Reutte dem Bezirks¬

ausschuss für Kinderschu z und Jugemdfürsorge in Reutti

In 25 bezeichneten Gemeinden , wo die zuständigen

Sektionen des Jugendfürsorge - Vereines erst in Errich¬

tung begriffen , beziehungsweise ein Vormundschaftsrat

noch nicht bestellt war , hatte die politische Bezirks¬

behörde die Aufgaben der Ziehkinderaufsichtsstelle zu

besorgen *

Biese Verfügung wurde sehr bald durch eine

neue Kundmachung der Landesregierung für , Tirol vom

2 . Jänner 1921 , Zl *XI *1187 / 25 , über die Bestimmung der

Ziehkinderaufsichtsstellen und ihrer Sprengel , abge -
<5 *

ändert . ' Diese Bestimmung steuerte der allzugrossen

Zersplitterung und teilte ausser dem Stadtgebiet Inns¬

bruck , das dem städtischen Jugendamt , und dem Gerichts¬

bezirk Windisch - Matrei , der dem Kinderfürsoege - Verein

in üindisch - Matrei verblieb , nach Gerichtsbezirken

für die dazu gehörigen Gemeinden die Ziehkinderaufsichl '

entweder den Sektionen des Jugendfürsorge - Vereines

oder der GenralVormundschaft des Landesverbandes

Barmherzigkeit zu *

Diese Kundmachung erfuhr nochmals eine

Abänderung hinsichtlich der Gerichtsbezirke Hopfgarten ,

1) . Jahresbericht 1924 des städtischen Jugendamtes Innsb .
2 ; . Amtl <, Nachrichten , a *a . 0 . II *Jhg . l920 , Nr *18 , N*a , T,

" " a . a +0 . III *Jhg . 1921 , Nr . 10/ 11 , N. a . T '
M w a . ao0 . 1V *Jhg . l922 . Nr . ö , iswa . T *

3 ) . Bote für Tirol , a . a . 0 . Jhg . l06 , Nr . 2vom 7 . 1 . 1920 .
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Kitzbühel und Kufstein , durch die Kiindmachung des Lan¬

deshauptmannes vom 8. April 1924 , Z1*XI . 2056 / 102 . *̂

Während in der Neuregelung vom 2*Jänner 1920 nur die

Gerichtsbezirke Innsbruck ,mit Ausnahme der Stadt Inns¬

bruck , äall , Mieders , Reutte und Telfs der General -

Vormundschaft des Landesvarbandes Barmherzigkeit als

Ziehkinderaufsichtsstelle zufielen , wurde über vom

Jugendfürsorge - Verein für Tirol und Vorarlberg im Ein - '

vernehmen mit dem Tiroler Caritasverband gestellten

Antrag , die Filiale des Caritasverbandes in Kufstein
zur ^ iehkinderaufsichtsstelle für alle Gemeinden der

oben genannten Gerichtsbezirke bestimmt .

Die Ziehkinderaufsicht und Jugendfürsorge

liegen somit in Tirol mit Ausnahme des städtiechen i

Jugendamtes Jämabruck für dieses Stadtgebiet , in Hän¬

den privater Vereine , u *z . des Jugendfürsorgevereines

für Tirol und Vorarlberg , dee Landesverbandes Barm -

herzigkeit und der Landeskommission für Mutter - und

Säuglingsfürsorge .

Der Jugendfürsorge - Verein , der , seit 1904 in

Tätigkeit , die älteste Organisation darstellt , betont

vor allem die rechtliche Seite der Jugendfürsorge ^ ^vn̂

ist von Berufsrichtern geleitet und geführter wendet

sich von der allgemeinen , immer mehr der ausschliess¬

lichen Verwahrlostenfürsorge und Jugendgerichtshilfe zu

Der Landesverband Barmherzigkeit , der neben

seiner weitverzweigten Armenpflege und caritativen

Fürsorge aie spezielle Jugendfürsorge erst während der -

Kriegsjahre seinem Arbeitsgebiet einsrerleibt hat , fun - '
giert in dieser Tätigkeit hauptsächlich als General¬

vormundschaft ( Sammelvormundschaft ) und Ziehkinder¬

aufsichtsstelle . Beide Organisationen haben in dem ihnen
zufallenden Gerichtsbezirken des Landes Bezirksstellen

mit nicht oder ganz gering besoldeten Mitarbeitern

l ) *Bote für Tirol , a . a *0 . 110 . Jhg . Nr . 20 , voml63lV . 1924a !,
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und Vertrauenspersonen . Deren Arbeit ist die bereits

früher besprochene ^ ^ charakteristisch ehrenamtlichey

der neben unleugbaren Vorteilen aber die Objektivität

und fachliche Schulung fehlt .
i

Im Dienste der Landeskommission für Mutter -

u . Säuglingsfürsprge stehen durchwegs pflegerisch oder
t

allgemein fürsorgerisch ausgebildete Kräfte , weshalb '

die Zusammenarbeit dieser mit den früher genannten

Vereinen besonders wertvoll ist . Die Landeskommission

für Mutter - u . Säuglingsfürsorge stellt , unter ärztlicher

Leitung stehend ; die Zentrale aller auf das gesund¬

heitliche Wohl und körperliche Gedeihen der Säuglinge

und Kleinkinder gerichteten FürsorgebestKbungen dar ^ -

derzeit bestehen ausser der Hauptstelle in Jnnsbruck

8 Bezg &ks - mit 7 Zweigstellen im Land =*. Sie nimmt

besonders an * der praktischen Pflegesäuglingsüberwachung

grossen Anteil und ist fpr diese von wesentlicher Be -*

deutung . Seit dem Beginn ihrer Tätigkeit , d-pis - seit dem

20 . Juli 1918 ^ , wird der Säuglingsfürsorge in Jnnsbruck

von Seiten des städtischen Jugendamtes die gesundheit ^

liehe Ueberwachung durch regelmässige Hausbesuche bei

allen Ziehkindern bis zum vollendeten 2 . Lebensjahr

übertragen * Aehnlich nimmt der Tiroler Landesverband

Barmherzigkeit vielfach die pflegerisch überwachende

Tätigkeit der Säuglingsfürsorge , auf Grund mündlicher

Vereinbarugg , in Anspruch . In der letztgenannten Kund - '

machung vom 8 . April 1924 ist ausdrücklich erwähnt , dass

sich die Filiale des Caritasverbandes in Kufstein zur

Ausführung ihrer Anordnungen der Organe der Mutterschut :

und Säuglimgsfürsorgestellen bedienen wird . Auch dort ,

wo ^zwar der Jugendfürsorgeverein die Ziehkinderaufsicht

führt , aber zugleich eine Bezirksstelle der L§ndeskom -

missicn für Mutter - u . Säuglingsfürsorge besteht , - wie

in Brixlegg . Landeck , Lienz - ist diese hauptsächlich an

1) *Vgl *h . Op pag *5*3.
2 ) . Bote für Tirol , a <, a *0 . 110 Jhg *Nr20 , vom 16 . 1V. 1924 * ' r.
3 ) , Bewilligung der Gründung mit Brief der k . k *Statt -=-

halterei für Tirol u . Vorarlberg , ZI , 1/ N 16/ 1 , vom
7 , 1 . 1918 .
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der praktischen Pflegekinder - u . Säuglingsüberwachung J

geteiligt .

Lie Gründungen neuer Bezirksstellen sind lau¬

fend im Gang und in Vorbereitung * Dort , wo es aber

am . finanzielle ^ und geographischen Gründen nicht mög¬

lich sein wird , eigene Pflegerinnen als geschulte

Ziehkinderaufsichtsorgane anzustellen , könrtt eine ent - i

sprechende Belehrung der ehrenamtlichen Helfer und Hel¬

ferinnen und deren ständiger Kontakt mit der Zentrale

durch fachlich geschulte Kräfte , die Qualität der

ehrenamtlichen Tätigkeit bedeutend erhöhen und der

Aufsichtsführung im Sinne der Zieh - KeO. vollkommen

Genüge leisten .

Rückblickend ist festzustellen , dass

sich fast in federn Bundeslande , wie ^in der Fürsorge

überhaupt , so auch in der Art und V̂eise der Ziehkinder¬

aufsicht bisher seine eigenen ?Vege gegangenjist , die

Entwicklung vom Zentrum ausgehend ,mit Ausnahme von

Tirol und Vorarlberg în bedeutendem Umfange auf jugend¬
amtlicher Basis vollzieht . Daneben kam in allen Bundes¬

ländern die mit Herbst 1921 einsetzende , die gesund *-

beitliche Seite der Fürsorge betonende Aktion des

Amerikanischen Roten Kreuzes zur Ausgestaltung der

Säuglimgsfürsorge , der Ziehkinderüberwachung , der ja

die Säuglinge und. Kleinkinder als höchst gefährdete
i

Ziehkinder angehören , ausserordentlich zu & Hilfe .

Nebem dem Ausbau schon bestehenden Säuglingsfürsorge -

Rinrichtungen , wurden in allen Bundesländern Muster -

Säuglingsfürsorgestellen errichtet , die vor allem die

praktische gesundheitliche Ueberwachung der Säuglinge

und Kleinkinder , sowie deren etwaige Pflegestellen ,

einer immer vollkommeneren Ausgestaltung entgegenführer .

Gemeinsam in allen Bundesländern sind die

Klagen über den Mangel an geeigneten , oder überhaupt

an Anstalten , sowohl füs ? Säuglinge als auch für gefährd ,

dete grössere Kinder - in den meisten Ländern bestehen -



keine Säuglingsheime - sowie die Klagen über den Mangel"

an geeigneten Pflegeplätzen . In der jüngsten Zeit ist

in einigen Ländern , bes . in Tirol und Steiermarffein

steigendes Angebot an Pflegestellen zu beobachten , '

das durch die ländliche und industrielle Bevölkerung

ausserhalb der Hauptstädte bestimmt wird . Diese Angebote

^entspringen jedoch infolge der verhältnismässig hohen

Pflegegelder in der stabilen Währung grossenteils der

der Hoffnung auf Erwerb ^ eine Hoffnung ; die bei ihrer

Verwirklichung die Qualität der Pflegeplätze stark

herabsetzto

Im April des Jahres 1924 fand im

Bundesministerium für soziale Verwaltung eine Jugend *-

ämter - Tagung statt , bei welcher über idie Erfahrungen

der nun praktisch erprobten gesetzlichen Bestimmungen

über die Generalvormundschaft , die Ziehkimderaufsicht

und die Jugendgerichtshilfe berichtet wurde , um in

Verwertung dieses Erfahrungsmaterials Ergänzungen und

Verbesserungen zu schaffen *

Hinsichtlicn der Ziehkinderaufsicht ent¬

nehmen wir den Berichten der Länder , dass sich die

derzeit geltenden Vorschriften in den Hauptpunkten

bewährt haben , einige wesentliche Punkte aber nach

Abänderung drängen : so die Erweiterung des Umfanges

der Ziehkinderaufsicht durch Erhöhung der Altersgrenze

bis zum vollehdeten 16 . Lebensjahr , besonders soweit '

es sich um LehrlingeyStudieren .de und ländliche Hilfs - ^

kräfte handelt ? und abgesehen davon auch durch die

Ausdehnung fakultativ auf eheliche Kinder von Witwen

und aus geschiedenen Ehen . Ausserdem wurde die Einbe¬

ziehung aller Anstalten der öffentlichen und privaten ,

sowie der halboffenen Jugendfürsorge , die nicht aus¬

schliesslich Heil - oder Unterrichtszwecken dienen , in

die Ziehkinderaufsicht verlangt ..^ Danach müssten die ''

1 ) . Zeitschrift für Kinderschutz , a *a *0 . XVI . Jhg . Nr *5 , ^
pag . 9o ff *



die Bestimmungen des §1 der Zieh - K. O* eine fast gänz¬

liche Umgestaltung erfahren .

Fast allgemein wurde auch Klage geführt übei

den schwer fühiRaren Mangel eines organischen Zusam- i

menhanges zwischen der Ziehkinderaufsicht und der <

berufsvormundschaftlichen Rechtsfürsorge ; worauf in

den gegenwärtigen Vorschriften gar nicht , oder nur in

ganz unzureichender Reise Rücksicht genommen wurde .

Ist diese Klage berechtigt ?

^enn sie es ist ; und in dem ausgesprochenen L

Masse ist , dann können nicht genug Kräfte eingesetzt ,

werden , diesen Mangel bei Hintansetzung anderer ,

nicht ebenso der Verwirklichung sichersten sozialen

Kinderschutzes dienenden Interessen zu beheben * ;(

Die Begründung der Klage erhellt einwandfrei

aus der eingangs erwähnten Tatsache ^ dass die

UNEHELICHEN das grösste Kontingent an Ziehkindern

stellen , und dass mit der Unehelichkeit die Erschei¬

nungen der erhöhten Kindersterblichkeit , körperlichen

Untaiiglichkeit , geistigen Minderwertigkeit , Krimina -
2 )

lität u . a . m. Hand in Hand gehen *

Auf u-rund vieler einschlägiger Untersuchung

gen und statistischer Darlegungen sagt SPann ; "Die

Einzelvormundschaft kann nicht die Unehelichen cor

körperlicher , wirtschaftlicher und moralischer Dege -*
3 ) ' *

neration bewahren , " - und : "Die Berufsvormundschaft

allein wird im Stande sein ^ eine gründliche Besserung

der Verhältnisse herbeizuführen . Sie wird damit gleich '

zeitig eine rationelle Verbrechensbekämpfung darstel -* '

len ; denn schon durch die Ausbildung der Unehelichen i

zu . einem Berufe und durch die Fürsorge für Minder¬

wertige wird an Stelle der blossen Repressive die

weit , wirksamere Prophylaxe treten . " - Prophylaxe ,

1 ) . Vgl . §19 der Zieh - K. O.
2 ) . Vgl . h . o . pag . 2 ff *
3 ) . Klunker - Spanns "Die bedeutung der BerufsvormundscL '

für den Schutz Rer u . e . Kinder . "a . a . O. pag . 25 ff .
4 ) . Ebendort , pag . 31 .



al ^ die einzig aussichtsreiche Arbeitsmethode in der

Fürsorge . -

Damit ist der Weg gezeichnet , der bis heute
. . .

als bester den Mangel organischen Zusammenhanges t

zwischen Ziehkinderaufsicht und Rechtsfürsorge zu be - <'

seitigen vermag : Zusammenfassung beider in enger Ver¬

bindung mit spezieller Gesundheitsfürsorgebei einer
amtlichen General - oder Berufsvormundschaft .

Die Berufsvormundschaft ist eine deutsche

Einrichtung , deren Entwicklung an drei Persönlichkeiten

geknüpft ist ; Dr .M. TAUBE in Leipzig , der die General - ,
Vormundschaft für alle unehelichen Kinder bei der

Ziehkinderanstalt einführte . - Dr . PETERSEi'i in Hamburg ,

den Schöpfer der Behörde für öffentliche Juge ^dfürsorg (

- una Prof . Dr . A. RLUMKER in Frankfurt a/ M*, der mit

Unterstützung des von ihm begründeten "Archives Deut¬
scher Bjrufsvormünder " in den letzten Jahrzehnten

wesentlich Anteil an der wissenschaftlichen Durch¬

dringung und dem Ausbau der Berufsvormundschaften in
Deutschland hatte **̂

Die Berufsvormundschaft ist besonders durch

die Person ihres Trägers charakterisiert , des Berufs¬

vormundes , der die Sorge für die ihm unterstellten

Mündel als Amts - oder Berufspflicht zu beobachten hat ?

Für sein Vormundschaftsamt bringt (er besondere Quali -
!

täten mit , und)steht so durch seine Kenntnisse und Er - ,

fahrungen über dem Einzelvormund *Damit ist des Berufs ^
2 1

Vormundes andere , rechtlich freiere Tätigkeit gerecht ^

fertigt * Der Schwerpunkt und die Bedeutung seiner

Stellung liegt neben dem zu leistenden Rechtsschutz i

und jäer Rechtsvertretung seiner Mündel abj%er in der

gesammten Fürsorge für das uneheliche Kind *

Die deutsche Gesetzgebung stand der Berufs -

vormundachaft anfänglich skeptisch gegenüber ; das B*G<?I '

förderte sie wenig , liess die Berufsvormundschaft nur

l ) oFriedeberg - Poliigkeit , a *a +0 . pag *113 ff *



als Sammelvormundschaft zu und gab im Einführungsgesetz '

zum B. G. B. der Gesetzgebung der EinzeJLstaaten genügend
1 )

Spielraum für diese besondere Art der Vormundschaft .
Der Gedanke der Berufsvormundschaft wurde aber

i

von seinen Schöpfern immer lebhafter verteidigt ^die

Erfolge immer klarer bewiesen und stetig mehrte sich

die Zahl der Anhänger : Aerzte und Rechtsvertreter ^als '
2)

Kenner der Ziehkinderverhä ^ tnisse ^ fanden sach in

der Ueberzeugung ; dass die Ueberwachung womöglich schon

vor der Geburt eines jeden unehelichen Kindes durch

die Generalvormundschaft beginnen müsste ; dass die

Berufsvormundschaft durch rasche Regelung des Vormund *-

schaftsverhältnisses , durch Vertretung aller Rechtsan¬

sprüche ^ Sicherstellupg der Alimente ^durch ständige

UebBwwachung und durch enge Verbindung der verschie -

denen Fürsorgezweige untereinander das Los der Zieh "

kinder wesentlich verbessere *^ )^ *"^

Die Berufsvormundschaft hielt denn auch in

kürzester Zeit einen Siegeszug durch die deutschen

Städte , so dass ihr im Hahre 1920 bereits cr ^eine halbe

Million Kinder untersganden . ^ Ihre höchste Bestätigung

fand sie im Reichs - Jugendwohlfahrts - Ges ^ tz vom 9 . Juli *'

1922 ; (RsB&<s-Bl -yI *S*635 ) das die gesetzliche Amtsvor¬

mundschaft für alle unehelichen Kinder einführt * Zu

den Pflichtaufgaben der nach diesem Gesetz im ganzen

Reich zu errichtenden Jugendämtern gehört ausser der
mit der Geburt einsetzenden Vormundschaft (§§ 32- 48 )

der Schutz der Pflegekinder (§§ 19 - 31 ) ; ferner auch

die Fürsorge für hilfsbedürftige Minderjährige (§§49 - 55

die Mitwirkung bei der Schtutzaufsicht und der Fürsorge - ,

erziehung (§§ 56 - 76 ) ^ die Jugendgerichtshilfe (§;§mäss

reichjsgesetzlicher Regelung ) , die Mitwirkung bei dar

Beaufsichtigung der Arbeit von Kindern und jugendlichen

1 ) , Keller - Klumker ^ a . a . O. pag . 930 .
2 ) . Wie ŷrof . Dr+Keller , Charlottenburg , Prof „Dr . Spann ,

Dr.R . Recke , Berlin ,Prof *Dr *V. Drygalsky , EallayDr *med * -
Effler ^ u . a . m..

5 ) . Vgl , Taube , a . a +0* , Ef ^ ler , Prigalsky , ReckeySpann , a . a . (
4 ) . Klumker , "Kinderfürsorge " y a . a . 0 .pag . l60 - 164 *



Arbeitern (nach - näheren landesrechtlichen Vorschrif¬

ten ) ^ die Mitwirkung bei der Fürsorge für Krieger -

waisen und Kinder von Kriegsbeschädigten und die ;

Mitwirkung in der Jugendhilfe bei den Polizeibehörden ^

besonders bei der Unterbringung zur verbeugenden Ver - ,'

wahrlosung (gemäss näheren landesrechtlichen Vor¬

schriften )

So untrennbar halten die deutschen Gesetz -

geber die verschiedenen Notstände untereinander und

mit den verschiedenen Formen der Abhilfe verknüpft ;

dass diese Zusammenleg ^ung aller Aufgaben bei einem

Amt ihnan notwendig erschien *

Tatsächlich lässt sich eine Erscheinungs¬

form der 13oty wie z . B. Jugendverwahrlosung auf die

vielfältigsten Ursachen zurückführen , wie z . Be Unter¬

ernährung und wirtschaftliche Schäden ^ Trunksucht ,

schlechte Wohnungsverhältnisse , schlechte Erziehung ,

Mangel an Familienleben ,MangeR an Rechtsschutz , Fehlen

geistiger Anregung . Andererseits aber wird ein Uebel

nich ^ durch einen Hilfszweig beseitigt ; es nimmt im

Gegenteil meistens verschiedene in Anspruch * So kann

beispielsweise edn Fall von Tuberkulose ausser der

Tuberkulosenfürsorge , die Mithilfe der Säuglings ^und

Kleinkinderfürsorge , der Schul - Erholungs - Krüppel -
2 ) -

fürsorge und der Berufsberatung verlangen * Es spielt
!

sich das Leben gi.es Einzelnen von vielen Momenten be¬

dingt und wieder andere bedingend , ununterbrochen

nach allen Richtungen hin ab , so dass wir nicht eine

Erscheinungsform , wie "Ziehkind " , herauspräparieren

und behandeln können , ohne das G-esammtergebnis zu <

beeinträchtigen .

Was der amtlichen Berufsvormundschaft am

meisten entgegengehalten wird , ist der Vorwurf bureau -

kratischer , schablonenhafter Arbeit . Die Gefahr dafür

1) aFriedeberg -Polligkeit , a . a . O. pag . Slff .
2 ) . Vgl * Arlt , ^Grundlagen der Fürsorge " *
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besteht gewiss ; aber als lebendiges Bindeglied zwischen

Mündel und Berufsvormundschaft stehn die Fürsorgerin ,

die durch ihre persönlichen und direkten Eindrücke

der Notstände und der Notwendigkeit ihrer

Abhilfe wohl die Wagschale drohenden Bureaukratismus ,i

zu drücken vermag *
In Oesterreicu war man zur Zä&t de ;

Isösterr +Ainderschutz - Kongresses in Wien im Jahre 1907 :

ebenfalls über den wert der Berufsvormundschaft klar *

Br * Hugo äCHAüER fordert in seinem Gutachten über ;

Anstalts - General - u . Einzelvormundschaft energisch die
!

Beschränkung der Individual - zu Gunsten der General -

Vormundschaft **̂ Und Dr. von Lichtenstein erklärt ,

"Die generalvormundschaft muss in irgend einer Weise
2)

kommen und kann nicht aufgehalten werden *"

Die in den folgenden Jahren geschaffenen

gesetzlichen Grundlagen einer Generalvormundschaft in i
3)

Oesterreich wurden bereits anderweitig erwähnt * ^

Ebenso die variierende , aber doch hauptsächlich auf

jugendamtlicher Basis sich vollziehende Ausgestaltung
4)

in den einzelnen Bundesländern . Eine gesetzliche

Grundlage über die Stellung und Organisation der Jugenr
ämter existiert bis hemte in Oesterreich nicht * Sie

entwickelten sich in ihren Grundlagen parallel und

zeigen hinsichtlich ihrer Hauptaufgaben unter Vereinig

gung aller gesundheitlicher ,̂ rechtlicher , erzieherische !

und wirtschaftlicher Jugendfürsorgeaufgaben den gleicht

Wirkungskreis * Ihre gesetzliche Regelung wurde in

jüngster Zeit vielfach und besonders auf der Jugend -

ämter - Tagung im April 192 ^ und der Tagung der Zentral¬

stelle für Kinderschutz und Jugendfürsorge in Y*ien

im Oktober 1924 für unerlässlich und dringend notwen¬

dig erklärt *

Einige von den vielen praktischen Fällen

1 ) . Schauer , a *a *^ *
2 ) . Lichtenstein , a *a . ^ .
3) . Vgl . h . o . pag . 13 .
4 ) . Vgl . h . o . pag . 57 ff .



75 .

seilen kurz die Auswirkungen darlegen , die einaa^

Zentralisation einerseits , die Zersplitterung der

Fürsorgeaufgaben in räumlicher und fachlicher Richtung

andererseits zur Folge hat .
1 )

B*Z*506 / 22 Atzg . Berufsvormundsch . Lsg '

Karl M.
uneheliches Kind , in Pflege bei seiner Mutter

Sachverlauf : ±,as Kind fiel bei seiner Geburt sofort

unter die Vormundschaft und zugleich Zieh ^inderaufsich

der Berufsvormundschaft Liesing . Auf Anraten der Für¬

sorgerin , die das Kind als Mündel , Säugling und Zieh¬

kind besuchte , brachte die Frau das sehr schwache

Kind regelmässig zur Mütterberatung * Nach Verlauf der

6 Wochen wollte die Mutter ihre gewerbemässige Arbeit

wieder aufnenmen und das Kind abstillen . Der Mutter¬

beratungsarzt hielt damit das Leben des Kindes für

bedroht . Da die Mutter aber auf ihren Verdienst ange - ;

wiesen war , gelang es der Fürsorgerin , vom Arbeits¬

geber die Erlaubnis zu erwirken , dass der Kindesmutter .

ihr Kind alle drei Stunden zum Arbeitsort gebracht

würde und sie die entsprechende Zeit ohne Lohnabzug

zur Erfüllung ihfer Mutterpflicht verwenden könne *

Da aie Aufgaben eines Aufsichtsorganes der

Berufsvormundschaft , Ziehkinderaufsicht und Säuglimgs -

fürsorge bei einer Fürsorgerin zusammenliefen , diese

als alleinige Fürsorgerin bei allen Angelegenheiten

der Jugendfürsorge in der betreffenden Gemeinde be **

kannt war , liess sich diese Massnahme glatt und rasch

durchfühhen .

B. Z*382 / 23 R* Berufsvorm . Ls ^

Leopold M. , geb *21/ III . 1923 , unehelich *
Kindesmutter :Anna M*, Dienstmädchen ^
Kindesvater :Leopold G* Tischler <,

Sachverlauf : Das Kind wurde bald nach der Geburt von

der Mutter zu Frau D* in Pflege gegeben , die Vormund-

l ) . Die folgenden 4 Beispiele sind den Akten der Berufs¬
vormundschaft Liesing des Vereines Tagesheimstätten
für Kriegerwaisen und Kinder , N. Oe. Landes - Jugend -
Amt entnommene
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schaft von der BBrufsvormmndschaft übernommen . Frau D*

war bereits von der Ziehkind eraufsichtsstelle däe

Bewilligung zum Halten von Ziehkindern entzogen worden *

Die Fürsorgerin ^ die als Organ der Berufsvormundschaft

als Ziehkinderaufsichtsstelle von dem Verbot wusste ? :

nahm beim ersten Hausbesuch das Kind gleich mit sich

und brachte es vorübergehend in das der B̂erufsvormund -

schaft Liesing angeschlossene Säuglingsheim * Inzwischen

wurue von der Berufsvormundschaft die Alimentation

durch den Kindesvater betrieben und von der Fürsorgerin

die als Säuglingsschwester alle die Mütterberatung

besuchenden Mütter kannte , eine Pflegefrau gefunden ?

die sich bereit erklärte , den Leopold Me neben ihrem

eigenen Kipd zu stillen . Die Alimente vom Kindesvater

liefen bei der Berufsvormundschaft ein , sm dass das

Amt fortlaufend die Kontrolle und Möglichkeit

gerichtlichen Einschreitens im Falle der Nichtbezahlung

hatte .

Es waren im weiteren Verlauf noch verschiedene :

Massnahmen notwendig , die bei Zersplitterung in ge¬

trennte Säuglings - Rechts - u . ZiehkinderdKirsorge nicht

oder mit viel grösserem Mühe- Zeit - und Geldaufwand

denkbar gewesen wären .

B. Z. 55/ 23 Atzg * Berufsvorm . Lsg *

Leopold P . , geb *4 */ X. 1912 , ehelich
Josefine P . , geb . 7 . / I . 1904 , " , Schwester *

Sachlage : Beide Eltern an Tuberkulose gestorben , Vor¬

mund einVerwandter ^ der sich nicht um die Kinder küm-

mert *Jcsefine verdient und sorgt für sich und ihren

Bruder *

Sachverlauf :Leo *oold fiel nach dem Toae der Mutter äer

Berufsvormundschaft als Ziehkind zu * Die Fürsorgerin

erkundigte sich als Schulfürsorgerin über seinen Schul¬

besuch bei den Lehrern , erfuhr nicht Günstiges über

Fleiss und Fortgang , machte den Schularzt auf das Kind

aufmerksam , der eine leichte Lungenerkrankung feststell '
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Ueber Anraten liess sich auch die ältere Schwester

ärztliche untersuchen , bei der ebenfalls ein Langen **

spitzenkatarrh konstatiert wurde * Durch Intervention

der Berufsvormundschaft konnten beide Geschwister

auf Kosten der Krankenkasse und des zuständigen Bezirks ;

fürsorgerates in die Tuberkulosen - Heilstätte Krems

gebracht werden .

Das körperliche und geistige Gedeihen des Junger

wurde auch nach der Rückkehr durch die Zusammenfassung

der Aufgaben als Aufsichtscrgan , Scaul - und Erholungs¬

fürsorge überwacht und gefördert *

ReZc55 / 23 Atzg . Berufsvorm <.Lsg ;

S . Nikolaus , geb . 24 . / VIII 1̂910 , ztist . Böhmen û ê ^
S . Leopoldine , " 1 . / IV . 1909 " " "
S*Aana , " 23 . / VII . 1907 , " " "
S. Katharina , " 1901 , " " "

Rachla ^e : Kindesvater und Kindesmutter tot , letztere

in Folge von Tuberkulose . Die vier Geschwister wohnen

in gemeisamen Haushalt , die zwei älteren Schwestern

verdienen den Lebensunterhalt für sich und die jüngerer
Geschwister *

Sachverlauf : Anlässlich der von der Schule an die

Berufsvormundsghaft übersandten Listen der schulpflich¬

tigen Ziehkinder kam die BerufsvormundschaRt zur Kennt

nis dieses Falles * Der Hausbesuch der Fürsorgerin er¬

gab , dass oie Kinder keinen Vormund ( ÜRer ehemals

bestellte war gestorben ) , keinerlei Dokumente über

ihre auswärtige Zuständigkeit hatten und ausserdem

körperlich und geistig zu verwahrlosen drohten * Die

Berufsvormundschaft versuchte die rechtliche Lage

der vier Minderjährigen durch Beschaffung von Heimat¬

scheinen aus der Cechoslovakei und durch Eruieren

eines guten Einzelvormundes zu Mären , was um so

notwendiger war , als die älteste Schwester der Geburt

eines unehelichen Kindes entgegensah und so zugleich

Schwangerenfürsorge geleistet wurde . Daneben veranlass

te die Berufsvormundschaft die ärztliche Untersuchung
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der beiden schulpflichtigen Kinder und die daraufhin

notwendig erklärte Unterbringung in Erholungsheimen *

Die beiden gut veranlagten Kinder schienen von neuem

der Gefahr der Verwahrlosung ausgesetzt , falls sie

zu den beiden etwas leichtsinnigen Schwestern zu¬

rückkehrten . Die berufsvormundschaft erliess deshalb

in den früher erwähnten Amtlichen Nachrichten des

n . ö . Landesjugendamtes eine Rundfrage nach ent¬

sprechend günstigen Pflegeplätzen . Es gelang denn

auch für Nikolaus eine gute unentgeltliche Pflege -

steile in dem Sprengel der Berufsvormundschaft &

Gloggnitz , unter deren Aufsicht er weiter verblieb ,

und für die inzwischen ausgeschulte Leopoldine einen

leict &an Dienstplatz zu finden *

Wieder ist es die Zusammenfassung aller Für -

sorgezweige bei einem öffentlichen Amt , das durch

den ständigen Verkehr mit anderen gleichgestalteten

Aemtern auf zweckentsprechende und ökonomische Art

wirkliche und dauernde Resultate zu erzielen vermag *

Die blosse Zusammenarbeit mehrerer

Vereine kann aber âuch wenn sie sich zu ergänzen

suchen , nicht genügen , um einerseits unnötige Dpppel *=

arbeite andererseits empfindliche Lücken zu verhüten .

Zl . d*Pfl . K. 772 * Städt * Jugendamt Jnnsbr . ^

Rerbert T. geb * 15 */ IX . 1923 / unehel *inPflege bei
Frau A* in H*

Sachverlauf ; Das in Jnnsbruck geborene und später

nach Hötting in Pflege gegebene Kind wurde von 5

Stellen aktenmässig geführt : vom städtischen Jugend¬

amt Jnnsbruck als Bormundschaftsbehörde - vom Landes **

verband Barmherzigkeit als Ziehkinderaufsichtsstelle *-

von der Landeskommission für Mutter - und Säuglimgs -"

fürsorge als G-esundheitsfürscrgestelle * Bei einem

1 ) . Vgl . h , ho . pag . 58 .
2 ) +^ie folgenden Beispiele sind der Tätigkeit der

Landeskcmmission für Mutuer - u *Säugl *fürsorge in
Zusammenarbeit mit dem städt . Jugendamt Jnnsbr * u *
dem Landesverband Barmherzigkeit entnommen .
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notwendig gewordenen Pflegewechsel wurden alle drei

Stellen in Anspruch genommen , was für Aemter und

Pflegefrau eine grosse und unnötige Belastung bedeutete

t&on grösserem Nachteil ist es noch , wenn

zwei Stellen ohne von einander zu wissen , für ein

Kind entgegengesetztester von einander abweichende

Massnahmen ergreifen . ( z . B. Andreas T. Zl . des Z. K. V.

2076 , städt . Jugendamt Jn ^sbruck ) *

Anna St + geb . 15 . / IX . 1924 , unehel . Kind der
Rosa St . , in Pflege bei der Kindesmutter in H.

bachverlauf : Das sehr zarte und unzweckmässig gepflegte

und ernährte Kind wurde in häufigen Rausbesuchen von

der Säuglingsfürsorgerin überwacht . Die Mutter , der

diese Kontrolle sehr unangenähm war , gab ihr Kind nach

wenigen Wochen auswärts in fremde Pflege , wo dae Ueber -

wachung mangels an geschulten und besoldeten Pflegerin¬

nen bei weitem nicht so intensiv geführt wurde * Das

Kind kam nach einiger Zeit wieder in den Aufenthalts¬

ort der Mutter , aber zu fremden Leuten zurück * Von

keiner Seite erfolgte eine Riederanmeldung bei der

zuständigen Ziehkinderaufsichtsstelle , so dass diese

erst durch die regelmässigen lodesausweise vom Pfarr -

amt zur Kenntnis dieses , nun schon verstorbenen Kindes

kam*

Gerade bezüglich der An- und Abmeldung von ^

Ziehkindern sind die Ziehkinderaufsichtsstellen stark ,

auf die Mithilfe der Gemeinden angewiesen , die leider

nur zu oft versagt * Die Landesregierung von Tirol

erliess in Kenntnis dieser Tatsache in jüngster Zeit

eine Aufforderung an alle Gemeinden , die Ziehkinder -*

anfsichtsstellen tatkräftig zu unterstützen , auch ohne

ausdrückliche Aufforderung jeden Wechsel im Stande

der Ziehkinder sofort der zuständigen Aufsichtsstelle

bekanntzugeben und die im Gemeindegebiet befindlichen
Pflegeparteien zur Vornahme der vorschriftsmässigen



Anzeigen zu verhalten *! )

Z1 *Z„K. Tiroler Caritasverband *

Frieda Sch * geb *28 . / VI1 . 1924 , enehel <,
in Pflege beim Frau G. in H.

Sachverlauf : Dßs frühgeborene und schlecht {gedeihende

Kind befand sich bei Frau G. in mittelmässiger Pflege *

Bei einer Verstellung dee erkrankten Kindes in der

Mütterberatungsstelle riet der Arzt dringend zu einer

Spita ^aufnahme ^ zumal das Pflegekind neben sechs

Mitgliedern der Pflegefamilie in einem Raum unter¬

gebracht war . Die Pflegefrau weigerte sich ^das Kind

in der Klinik zu lassen . Der Säuglingsfürsorgerin

fehlte je ^e rechtliche Handhabe zu einer zwangsweisen

Abnahme des Kindes ; sie konnte nur die Anzeige an

die betreffende Ziehkinderaufsichtsstelle erstatten ^

die die Pflegefrau verlud und erst dann mit dieser

verhandelte .

In diesem Fall war die zeitliche Verzögerung

nicht von Schaden ^ doch wirkt sie immer hemmend; und

kann mitunter von schwerem Riachteik für das betref¬

fende Ziehkind sein .

Gewiss soll keine auch noch so be¬

währte fremde Einrichtung ohne Anpassung an lokale

Verhältnisse übernommen werden * Bestehende Einrich - '

tungenvund Gründe . So bilden geographische Verhältniss

des Landes ^ Lebensweise und Charakter des Volkes ^

sowie die bisher fast ausschliesslica durch Privat¬

initiative betriebenen Fürsorge - Institutionen Eigen -

arteny die berücksichtigt werden müssen . Starke

Vereinstätigkeit u&d ehrenamtliche Mithilfe - sofern

sie fachmännisch kontrolliert und geleitet sind -

werden als unerlässlich ihre Rolle bei der Ziehkinder¬

aufsicht , Generalvormundschaft und allgemeinen Jugend -

1 ) . Merkblatt für die Gemeinden Tirols , III . Jhg . 7 . Folgt
Glitte November 1924 *
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fürsorge weiteräpielen .

Trotzdem muss in Tirol ein Weg zu

grosszügiger9 einheitlicher und zweckentsprechender

Arbeit im Interesse der Sache gefunden werden . Bereits

vorhandene Bestrebungen innerhalb der Fürsorge - Orga *?

nisationen ? die auf effektive Vereinigung aller Zweige

der Jugendfürsorge hinarbeiten ^ die mit alle Kräften

eine Zentralisation erstreben , sollen und. müssen daher

gestützt ^ gefördert und dadurch zum grossen Ziele

geführt werden *

Im Vergleich zu den emngangs

erwähnten Verhältnissen auf dem Gebiet des Ziehkinder -

schützest wo Jahrzehnte oft nur kleine Verbesserungen

brachten ^ bedeuten die letzten Jahre einen gewaltigen

Aufschwung mit wesentlicher Besserstellung däeser

Kinder . Die noah in allen Bundesländern am Werke

stehende im .er bessere Durchführung der Kinderschutz¬

massnahmen gibt zu bester Hoffnung fpr die Weiter¬

entwicklung Anlass .

Rervorzuheben ist noch die Rolle ,

die der Familie in diesen , wie in den Bestimmungen

anderer Fürsorgezweige , besonders auch der Berufsvor¬

mundschaft zuerkannt wird . Nur im Notfälle weicht die

Familie der Anstalt *Die Massregelh des Kinderschutzes

sind von der Voraussetzung getragen , dass die Fürsorge

wohl überwachen , schützen , helfey ., günstige Vorbe¬

dingungen schaffen und Misstände abstellen kann und

soll ; dass die eigentliche Erziehung des Kindes aber

stets in der Familie liegt und Verbleibt -

der Familie als Keimzelle des Staates .

0000000OOOOO0000000
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